
5. Kapitel: Energie- und Klimapolitik

Lernziele

•	 Überblick über die Funktion internationaler, europäischer und österreichi-
scher Energiepolitik

•	 Nachhaltigkeit als Instrument des Klimaschutzes;  Industrie, Landwirt-
schaft, Dienstleistungssektor und private Haushalte als Handlungsspiel-
räume mit Einsparpotenzial

Geförderte Kompetenzen

•	 Voraussicht, Nachhaltigkeitsstrategien, Kommunikations- und 
Kooperationsbereitschaft sowie Problemlösungs- und Handlungs-
kompetenz

•	 Kreatives, kritisches und vorausschauendes Denken als Basis für 
verantwortliches und wertorientiertes Handeln

Themen

? Der Begriff Energiepolitik fasst alle institutionellen Bedingungen, Kräfte und Bestrebungen zusammen, durch welche die Struktur, 
Entwicklung und Bereitstellung sowie die Verteilung und Verwendung von Energie geregelt werden. Unter Klimapolitik werden 
regulative Maßnahmen und Strategien verstanden, mit denen die globale Erwärmung eingedämmt werden soll. Sie ist Teil der 
Umweltpolitik und steht oft im Spannungsfeld mit der Energiepolitik. Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung der menschlichen 
Gesellschaft besteht die Forderung nach einer Energiepolitik, die sich der Umwelt und Klimapolitik anstatt dem Mythos des un-
beschränkten Wirtschaftswachstums unterordnet. Nur eine durch Umweltpolitik gesteuerte Energiepolitik kann die Bedingungen 
schaffen, in denen das Ökosystem Erde die menschliche Gesellschaft ertragen kann. In diesem Kapitel wird beschrieben, wie die 
Politik diese Verantwortungen letztlich auf den Konsumenten abwälzt. Es werden Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt, durch die 
wir unsere individuelle Verantwortung wahrnehmen und politischen Einfluss ausüben können. Eine konsequent nachhaltige Ener-
giepolitik ist der Schlüssel zu einer ökologischen und gerechten Welt für alle Menschen; ausgehen kann eine solche nur von der Basis 
unserer westlichen Gesellschaft.
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5. Kapitel: Energie- und Klimapolitik 
Die Energiewende, eine Aufgabe für Politik und Zivilgesellschaft

1 DIE ENERGIEWENDE, EINE AUFGABE FÜR POLITIK UND ZIVILGESELLSCHAFT

1.1 Her mit der Energiewende!

Die Erderwärmung ist nur noch durch einen massiven Umschwung der Klimapolitik einzudämmen. Internationale Bestrebungen 
sollten die Rahmenbedingungen für diesen Umschwung beschließen, doch statt einer massiven Reduktion sind die weltweiten Treib-
hausgasemissionen seit dem Jahr 2000 um etwa 20 % gestiegen. Die Treibhausgasemissionen zwischen 2000 und 2010 waren die 
höchsten in der Geschichte der Menschheit. Laut Klimaexperten der Vereinten Nationen wäre der angestrebte Rückgang der Emis-
sionen mit der bestehenden Technologie durch die konsequente Umsetzung der Energiewende möglich. Die Abkehr von Öl, Gas und 
Kohle und der Wechsel zu Solarenergie, Wind- und Wasserkraft sowie Biomasse muss mit einer Reduzierung des Energieverbrauchs 
einhergehen.

! „Der harte Kern jeder Wirtschaft ist die Ressourcenbereitstellung und deren Umwandlung. Der 
harte Kern der Umweltschädigungen und des Klimawandels sind die Schadstoffe, die bei der Um-
wandlung schadstoffhaltiger Ressourcen anfallen. Die Lösung liegt auf der Hand: Wechsel zu 
erneuerbaren und schadstoffarmen oder sogar schadstofffreien Ressourcen. Das muss das Pro-
gramm des 21. Jahrhunderts sein, das Überlebensprogramm menschlicher Zivilisation.“

 Hermann Scheer, deutscher Politiker (1944–2010) 

ABBILDUNG 293:  Hermann Scheer - BILD: Land Salzburg

ABBILDUNG 294: Entwicklung der weltweiten CO2-Emissionen seit 1990 - QUELLE: Austria Presse Agentur (APA), Weltbank 

PRÄSENTATION 92: Her mit der Energiewende (6 Folien)
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Im World Energy Outlook 2013 vermeldete die Internationale 
Energieagentur IEA, dass im Jahr 2012 die fossilen Energien welt-
weit mit etwa 400 Milliarden Euro subventioniert wurden – ver-
glichen mit 2009 ein Anstieg um rund 100 Milliarden Euro. Diese 
Subventionen wirken sich laut IEA negativ auf die ökonomische 
Leistungsfähigkeit der Staaten aus. Der Chefökonom der IEA, Fa-
tih Birol, geht davon aus, dass mit einer Abschaffung dieser Sub-
ventionen bis 2015 pro Jahr die Emission von circa 750 Millionen 
Tonnen CO2 eingespart werden könnte. Der „Guardian“ schreibt, 
dass bis 2035 möglicherweise bis zu 2,6 Mrd. Tonnen CO2 ver-
mieden werden könnten – die Hälfte der Einsparungen, die nötig 
wären, um das international vereinbarte 2-°C-Ziel zu erreichen. 
Auch in der österreichischen Energiepolitik haben Subventionen 
des fossilen Energiesystems Tradition. Die Ökostromnovelle von 
2009 sah beispielsweise eine Einspeiseförderung von mit Erdgas 
erzeugtem Strom in KWK-Anlagen vor. Bis 2012 befanden sich 
dafür 65 Millionen Euro im Fördertopf. Dem gegenüber stand ein 
jährliches Budget von 21 Millionen Euro für die Subventionie-
rung von Ökostrom. 2014 wurde wieder eine Subvention für mit 

Erdgas betriebene KWK-Anlagen beschlossen. Während offiziell 
die Einhaltung der Kyotoziele als eine der wichtigsten Aufgaben 
des Landes anerkannt wird, erschwert die Politik in Wirklichkeit 
diese Aufgabe. Sie verstärkt stattdessen die Abhängigkeit von 
fossilen Energieträgern und verzögert den Ausbau der Erneuer-
baren. Weitere Beispiele für Förderungen fossiler Energieträger 
sind: Steuerbefreiung für Flugbenzin, ein niedriger Steuersatz 
von Diesel im Vergleich zu Benzin, die niedrige Besteuerung fos-
siler Brennstoffe und die Pendlerpauschale. Um die menschlich 
verursachte Klimaerwärmung als unsinnig darzustellen und da-
durch die Energiewende obsolet erscheinen zu lassen, werden 
Millionen investiert. Als Beispiel kann hier ExxonMobil dienen: 
Der Ölkonzern hat vermehrt Studien in Auftrag gegeben, die den 
menschlichen Einfluss auf den Klimawandel bestreiten. Auch der 
Wahlkampf von George W. Bush wurde durch diesen Konzern 
mitfinanziert; als Präsident der Vereinigten Staaten hat er 2001 
den Ausstieg der USA aus dem Kyoto-Protokoll verkündet.

TEXT 10: Klimapolitik (2 Seiten)

1.2 Subventionspolitik verhält sich konträr zum Klimaschutz

ABBILDUNG 295: Von ExxonMobile unterstützte Think Tanks, die die Erderwärmung bestreiten - BILD: Le Monde Diplomatique
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Im Jahr 2012 wurden weltweit etwa 100 Milliarden US-$ in den 
Ausbau der erneuerbaren Energien investiert; auf den ersten 
Blick eine löbliche Entwicklung. Würde man die weltweiten Sub-
ventionen für fossile Energiebereitstellung auch in den Ausbau 
der erneuerbaren Energie investieren, stünden für die Energie-
wende 650 Milliarden US-$ zur Verfügung. Aus wirtschaftlicher 
Sicht ist die Energiewende nicht nur möglich, sondern auch 
notwendig: Werden die nötigen Emissionsziele bis 2020 nicht 
erreicht, verteuert sich die Energiewende, denn die volkswirt-

schaftlichen Schäden werden ebenso ansteigen wie die Kosten 
durch Umweltschäden. Bei einer Erderwärmung über 2 °C wird 
die Häufigkeit von Wetterextremen stark steigen. Allein die 
Schäden, die durch den Hurrikan Sandy im Oktober 2012 ange-
richtet wurden, belaufen sich auf mindestens 23 Milliarden Euro. 
Bei der Umstellung des Energiesystems zählen die bestehenden 
Energiekonzerne zu den Verlierern. Acht der zehn umsatzstärks-
ten Unternehmen sind im Bereich der fossilen Energieversorgung 
tätig.

ABBILDUNG 296: Die umsatzstärksten Unternehmen der Welt die im Geschäftsjaht 2013 keine Verluste erzielt haben - QUELLE: Fortune Global 500 aus 2014

1.3 Die Kosten des Klimaschutzes

Der Umgang mit dem Klimawandel ist vordergründig keine öko-
nomische, sondern eine moralische Frage. Eine reine Kostenrech-
nung darf nicht darüber entscheiden, ob die Erde, die Menschen 
und das Klima geschützt werden oder nicht. Glücklicherweise 
trifft beim Klimaschutz zu, dass das moralisch Richtige auch von 
wirtschaftlichem Vorteil ist. Im „Stern-Report“ versucht der Bri-
te Sir Nicolas Stern, die Kosten für einen effektiven Klimaschutz 
und die für ein Nicht-Handeln zu benennen. Er kommt zum 
Schluss, dass die Kosten für einen effektiven Klimaschutz bei nur 

1 % Prozent der weltweiten Wirtschaftsleistung liegen. Dem ge-
genüber stehen die 5- bis 20-fachen Kosten bei Nicht-Handeln. 
Je länger gewartet wird, desto teurer wird uns der Klimawan-
del zu stehen kommen. Die Einschätzung der Kosten ist jedoch 
höchst schwierig, denn es müssen auch Dinge mit einem Geld-
wert versehen werden, die nicht zu bezahlen sind. Wie bewertet 
man ein funktionierendes Ökosystem, das Aussterben von Arten 
oder gar ein Menschenleben?

! „Stern war von 2000 bis 2003 Chefökonom der Weltbank und gilt als ein renommierter und neu-
traler Wirtschaftswissenschaftler. Genau das macht die Brisanz seines Berichts aus. In seinem 
Buch „The Global Deal“ beschreibt er die Notwendigkeit gemeinsamer internationaler Anstren-
gungen, um die zwei größten Herausforderungen unserer Zeit zu bewältigen: „Die Bekämpfung 
der weltweiten Armut und die Eindämmung des Klimawandels.“

 Nicolas Stern 

ABBILDUNG 297: Nicolas Stern - QUELLE: London School of Economics

Weiter mit: „2.3 Abhängigkeit und Konfliktpotenzial“ K: 3, S: 55 
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2 INTERNATIONALE KLIMAPOLITIK

2.1 Die Vereinten Nationen: Agenten des Klimaschutzes

ABBILDUNG 298: UN-Umweltkonferenz 1972 in Stockholm, Schweden 
BILD: UN Photos/Yutaka Nagata

ABBILDUNG 299: Weltklimakonferenz 1992 in Rio de Janeiro, Brasilien 
BILD: UN Photos/Michos Tzovaras

Die WMO, das Weltinstitut für Meteorologie, das 1950 als 
Fachorganisation der UN gegründet wird, hielt die erste UN-Kon-
ferenz mit Fokus Klimawandel ab. Bereits 1965 warnten Berater 
des damaligen US-Präsidenten Lyndon B. Johnson vor den Fol-
gen der Erderwärmung, es kam aber noch zu keinen politischen 
Maßnahmen. Erst sieben Jahre später geriet der Klimawandel in 
das Bewusstsein der Öffentlichkeit, als die Vereinten Nationen 
1972 die erste UN-Umweltkonferenz in Stockholm abhielten. 

Die Gründung des UN-Umweltprogramms UNEP gilt als Ge-
burtsstunde der Internationalen Umweltpolitik. Im Zuge dieser 
Weltumweltkonferenz wurden die ersten internationalen Verein-
barungen zum Schutz der Umwelt und des Klimas getroffen. Das 
Programm System Wide Earthwatch wurde ins Leben gerufen 
mit dem Ziel, sämtliche durch die UN gewonnenen Umweltda-
ten zu sammeln und auszuwerten. Damit sollen Veränderungen 
der Umwelt möglichst frühzeitig erkannt und Entscheidungs-
grundlagen für umweltpolitische Maßnahmen geliefert werden 
können. Im Zuge dieser ersten Weltklimakonferenz wurde 1979 
in Genf das Weltklimaprogramm verabschiedet. Die UN-Voll-
versammlung erklärte den Klimawandel zum Anliegen aller 

Menschen. 1988, im bis dahin wärmsten Jahr seit Beginn der 
Aufzeichnungen, riefen die Vereinten Nationen und das WMO 
gemeinsam den UN-Weltklimarat IPCC (Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change) ins Leben. Diese Organisation hat die 
Aufgabe, den Stand der wissenschaftlichen Forschung zum The-
ma Klimawandel zusammenzufassen. Die Ergebnisse werden in 
regelmäßigen Abständen als UN-Klimareport publiziert. 1990 
erschien der erste Bericht des Weltklimarates; die Conclusio: Die 
Erde scheint sich zu erwärmen, menschliches Handeln scheint 
dafür verantwortlich zu sein. 2013/14 wurde der fünfte Welt-
klimabericht des IPCC veröffentlicht. In diesem wird der Einfluss 
des Menschen auf den Klimawandel außer Zweifel gestellt.  

Ein erster Höhepunkt im internationalen Klimaschutz war die 
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung 
1992 in Rio de Janeiro. Auf diesem Gipfeltreffen von Rio, an dem 
rund 10.000 Delegierte aus 178 Staaten teilnahmen, wurde un-
ter anderem die Rahmenkonvention zum Klimawandel formuliert 
und verabschiedet. Die Stabilisierung der Treibhauskonzentrati-
on bis zum Jahr 2000 wurde vertraglich geregelt.

! UN-Klimarahmenkonvention von 1992, United Nations Framework Convention on Climate Change (UNFCCC)
„Das Endziel dieses Übereinkommens ist es, [...] die Stabilisierung der Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre auf 
einem Niveau zu erreichen, auf dem eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems verhindert wird. Ein solches 
Niveau sollte innerhalb eines Zeitraumes erreicht werden, der ausreicht, damit sich die Ökosysteme auf natürliche Weise den 
Klimaänderungen anpassen können, die Nahrungsmittelerzeugung nicht bedroht wird und die wirtschaftliche Entwicklung 
auf nachhaltige Weise fortgeführt werden kann.“

PRÄSENTATION 93: Geschichte der internationalen Klimapolitik (18 Folien)

TEXT 23: Die Zeit: „Die Klimakrieger“ (3 Seiten)
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2.1.1 Von Rio nach Kyoto

Durch die Verabschiedung der Rahmenkonvention von Rio ver-
pflichteten sich alle Vertragspartner zum Klimaschutz. Auf einer 
alljährlichen Vertragskonferenz, der Conference of the Parties 
(COP), wird die genaue Umsetzung dieser Vereinbarung ausge-
handelt. 1995 wurde auf der ersten COP das Berliner Mandat 
verabschiedet; ein rechtlich verbindliches Protokoll sollte bis zur 
dritten Konferenz (1997) Reduktionsziele und -fristen für die Indus- 

trienationen behandeln. Schwellen- und Entwicklungsländer 
wurden von den Reduktionsverpflichtungen ausgenommen. Der 
1995 erschienene zweite Bericht des Weltklimarates wurde zur 
wissenschaftlichen Grundlage der politischen Aktionen. Wider-
stand gegen das Berliner Mandat, vor allem seitens der USA, 
Kanada und Australien, konnten 1996 auf der COP-2 in Genf 
damit überwunden werden. 1997 wurde auf der COP-3 in Kyoto 
die Verringerung der Treibhausgasemissionen um 5 % bis 2012 
festgelegt, der Emissionshandel wurde eingeführt. Das Kyo-
to-Protokoll wurde von 154 Nationen unterzeichnet. Die USA, 
die für 18 % der Treibhausgasemissionen verantwortlich sind, 
unterzeichneten das Protokoll nicht, denn sie befürchten eine 
wirtschaftliche Benachteiligung gegenüber Entwicklungslän-
dern wie China und Indien, die keine Reduktionsverpflichtung 
eingehen müssen. China hat mit 23 % den höchsten Anteil am 
weltweiten CO2-Ausstoß, dicht gefolgt von den USA. Gemeinsam 
sind diese beiden Länder für über 40 % der weltweiten CO2-Be-
lastung verantwortlich. Die Europäische Union belegt mit 14 % 
den dritten Platz der größten Treibhausgas-Emittenten, Indien 
liegt weit abgeschlagen mit fast 6 % auf Platz 4.

Das Kyoto-Protokoll ließ viele technische Fragen offen, wie etwa 
die Anrechnung von Kohlenstoffsenken (z. B. Wälder) auf nati-
onale Emissionsbudgets. Auf der COP-4 wurde in Buenos Aires 
eine gemeinsame Vorgehensweise beschlossen. Auf der COP-5 in 
Bonn wurden keine Fortschritte zur Einigung gemacht; eine Eini-
gung bezüglich der technischen Einzelheiten wurde für 2000 auf 
der COP-6 in Den Haag angepeilt. Dort wurde die Anrechnung 
besonderer Anstrengungen auf die nationalen Emissionsbudgets 
beschlossen. Zu diesen zählen Kohlenstoffsenken, die Tätigung 
von Technologietransfers, die Finanzierung des Klimaschutzes in 
Entwicklungsländern und die Überwachung der Reduktionsver-
einbarungen. Dabei kam es zu Konflikten über die Ausnahme-
regelungen; die COP-6 wurde unterbrochen, um 2001 in Bonn 
wieder aufgenommen zu werden. Durch die hohe Anrechnung 
der Kohlenstoffsenken wurde die Reduktionsverpflichtung vor 
allem der waldreichen Länder Russland, Kanada und Japan er-

heblich reduziert. Der dritte Bericht des Weltklimarates legte 
2001 wissenschaftliche Beweise für die globale Erwärmung vor. 
Auf der COP-7 in Marrakesch wurde klar, dass mindestens 55 
Nationen, die gemeinsam für mindestens 55 % der Treibhausga-
semissionen von 1990 verantwortlich sind, das Kyoto-Protokoll 
von 1997 ratifizieren mussten, um es in Kraft treten zu lassen. 

Russland, das seine Treibhausgasemissionen gegenüber dem 
Niveau von 1990 um 40 % reduziert hatte, wurde durch eine 
großzügige Vergabe von Emissionsrechten belohnt. Trotz dieses 
starken Anreizes blieb unklar, ob Russland das Kyoto-Protokoll 
ratifizieren würde; die Bemühungen für den Klimaschutz stan-
den und fielen mit der Entscheidung von Russland. Aus wirt-
schaftlichen Gründen wurden nach 1990 in Russland viele alte 
Fabriken geschlossen, was zu der starken Reduktion der Treib-
hausgasemission geführt hatte.

2.1.2 1998 bis 2001: Internationales Abkommen oder nationaler Egoismus?

ABBILDUNG 300: 3. Conference of the Parties in Kyoto, Japan, im Jahr 1997 
BILD: UN Photo/Frank Leather
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ABBILDUNG 301: US-Präsident George W. Bush und UN-Generalsekretär Kofi 
Annan im Weißen Haus. - BILD: UN Photo/Sophia Paris

ABBILDUNG 302: US-Präsident George W. Bush über dem durch den Hurrikan 
Katrina verwüsteten New Orleans im Jahr 2005 - BILD: White House Photo/Paul 

Morse
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ABBILDUNG 303: Meilensteine der internationalen Klimapolitik - QUELLE: IPCC

2.1.3 Inkrafttreten des Kyoto-Protokolls bis 2012

2002, fünf Jahre nach der Verabschiedung des Kyoto-Protokolls, 
wurde durch die Ratifizierung von Island die erste Bedingung 
erfüllt: Das Protokoll war von 55 Staaten verbindlich unterzeich-
net worden. Erst 2004 konnte die zweite Bedingung durch die 
Ratifizierung von Russland erfüllt werden; 90 Tage später trat 
2005 das Kyoto-Protokoll in Kraft. 2006 wurden in Nairobi erste 
Gespräche über ein Nachfolgeabkommen geführt. 

2007 erschien der Abschlussbericht des Weltklimarates; die ab-
sehbaren Verfehlungen der Ziele vieler Industriestaaten wurden 
in den Medien thematisiert. Auf der 13. Vertragskonferenz in 
Bali 2007 wurde durch die Vertragspartner vereinbart, das Kyo-
to-Protokoll zu verlängern. Nach dem Auslaufen des Abkommens 
von Kyoto im Jahr 2012 sollte ein neues Klimaschutzprogramm 
nahtlos in Kraft treten können, 2009 sollte dieser Nachfolgever-
trag in Kopenhagen beschlossen werden. Das Nachfolgeabkom-
men sollte alle Länder in den Klimaschutz miteinbeziehen und 
die weltweite Reduktion von Treibhausgasen festlegen. 

! Laut Weltklimarat IPCC ist eine Begrenzung der globalen Erwärmung bis 2020 auf unter 1,4 °C aufgrund des jetzigen CO2-Ge-
halts der Atmosphäre unmöglich. Die Einhaltung der 2-°C-Grenze sei nur mit großen Anstrengungen zu erreichen. Bei einer 
Erhöhung von mehr als 2 °C dürften die Folgen des Klimawandels für den Menschen unbeherrschbar werden. Viele Klima-
forscher, wie Hans Joachim Schellnhuber (Direktor des Potsdam-Instituts für Klimafolgeforschung), gehen davon aus, dass 
bis 2060 mit einer Temperaturerhöhung von 4 °C gerechnet werden muss, sollte nicht umgehend gegengesteuert werden.

2009 wurde in Kopenhagen das Ziel der Klimarahmenkonventi-
on erstmals mit einer Zahl versehen: Die Temperaturerhöhung 
gegenüber dem Beginn der Industrialisierung sollte unter 2 °C 
bleiben. Es kam jedoch zu keiner rechtlich bindenden Vereinba-
rung. Auf der COP 16 in Cancún 2010 wurde die 2-°C-Grenze 
anerkannt mit der Möglichkeit, diese auf 1,5 °C herabzusetzen. 
Mit der Kopenhagener Vereinbarung wurden keine verbindlichen 
Reduktionsziele verabschiedet. Mittlerweile haben 192 Staaten 
das Kyoto-Protokoll ratifiziert. 2011 gab Kanada seinen Ausstieg 
aus dem Kyoto-Abkommen bekannt. Die USA und Kanada sind 
die einzigen Industriestaaten, die das Abkommen nicht ratifiziert 
und sich damit ihrer Verantwortung für den Klimaschutz ent-
zogen haben. Die Selbstverpflichtung der USA zu einer Treib-
hausgasreduktion von 5 % wird von der EU als unzureichend 
bezeichnet. Mit dem Jahr 2012 lief das Kyoto-Protokoll aus, die 
Reduktionsverpflichtung für eine zweite Verpflichtungsperiode 
wurde nach langem Ringen auf der 18. UN-Klimakonferenz in 
Katar beschlossen.
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ABBILDUNG 304: Kyoto-I-Vertragspartner - QUELLE: IPCC

2.2 Welche Mengen Treibhausgase dürfen noch emittiert werden?

Um die kritische 2-°C-Marke nicht zu überschreiten, muss die 
Summe der globalen CO2-Emissionen im Sinne eines Bilanzmo-
dells bis 2050 auf 750 Milliarden Tonnen limitiert wird. Beim 
derzeitigen Ausstoß von weltweit rund 30,6 Milliarden Tonnen 
pro Jahr wäre diese Maximalmenge bereits im Jahr 2035 aufge-
braucht. Ab dann müssten die Emissionen abrupt auf Null sinken. 
Der CO2-Ausstoß muss also rasch und drastisch gesenkt werden. 
Ein weiteres Zuwarten wäre fatal. Im weltweiten Durchschnitt 
dürfen maximal 2,7 Tonnen CO2 pro Einwohner und Jahr emit-
tiert werden. Davon sind wir in den westlichen Industrienationen 
meilenweit entfernt. So emittieren die USA mit 18,1 Tonnen CO2 
pro Einwohner und Jahr das Siebenfache der zulässigen Menge. 
Aber auch jeder Österreicher emittiert mit 8,5 Tonnen noch fast 
das Dreifache der theoretischen Maximalmenge. Obwohl China 
insgesamt weltweit mittlerweile die größte Menge an CO2-Emis-
sionen verursacht, liegt die chinesische Bevölkerung beim Pro-
Kopf-Ausstoß mit 6,3 Tonnen nur knapp über dem weltweiten 
Durchschnitt. Indien, hinter der EU Nummer Vier im Ranking 
der größten Treibhausgas-Emittenten, liegt mit 1,4 Tonnen pro 
Einwohner weit unter dem globalen Durchschnitt von 2011. Po-
litische Bestrebungen aus dem Jahr 1992 haben letztlich dazu 
geführt, dass erst 2005 – 13 Jahre später – ein Gesetz in Kraft 
getreten ist, das die Emissionsreduktion in einer Periode von vier 
Jahren zwischen 2008 und 2012 festlegte. Für den Klimaschutz 
bleibt zu hoffen, dass die Nachfolgeabkommen des Kyoto-Proto-

kolls schneller und langfristiger zu einer Wirkung führen werden, 
und zwar auf allen Ebenen, sowohl national als auch internati-
onal. Nach 15-tägigem Ringen einigten sich die Teilnehmer der 
18. COP mit einem Tag Verspätung auf einen Arbeitsplan für ein 
neues Klimaabkommen, das ab 2020 in Kraft treten soll. Bis 2015 
sollen die Einzelheiten für den Weltklimavertrag ausverhandelt 
werden, der alle Länder, einschließlich den Entwicklungsländern, 
in die Pflicht nehmen wird. Das Kyoto-Protokoll geht mit 2013 in 
eine zweite Phase, die bis 2020 dauern wird. Kyoto II sieht aller-
dings keine schärferen Verpflichtungen vor, und die beteiligten 
Länder sind gemeinsam nur noch für 15 % der globalen Emissi-
onen verantwortlich. Viele Großemittenten, darunter die USA, 
Kanada und Japan, entziehen sich ihrer Verantwortung. 

Auf der COP 18 wurde lediglich ein Minimalziel erreicht: Neben 
Kyoto II wurden nur freiwillige Reduktionsziele zugesagt, der 
verbindliche Klimaschutz wurde wieder vertagt. Eine Regelung 
zur finanziellen Hilfe für Entwicklungsländer, um die Folgen des 
Klimawandels bewältigen zu können, wurde zwar beschlossen, 
verbindliche finanzielle Zusagen blieben aber aus. Außerdem ist 
die Auszahlung dieser Hilfszahlungen auf 2020 vertagt worden. 
Ab dann sollen jährlich 100 Milliarden US-Dollar dafür zur Ver-
fügung stehen. Alleine die Schäden, die durch den Hurrikan Kat-
rina im Jahr 2005 verursacht wurden, summieren sich auf diesen 
Betrag.
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ABBILDUNG 305: Tonnen CO2-Ausstoß pro Kopf pro Jahr - QUELLE: Worldmapper, Energy Information Administration (EIA)

Global gesehen wurde im ersten Jahrzehnt (2000 bis 2010) je-
doch bereits ein Drittel des übrigen CO2-Budgets „verbraucht“. 
Für die restlichen 40 Jahre verbleibt somit nur noch ein Budget 
von 565 Gt CO2. Im Vergleich dazu beträgt das globale CO2-Po-
tenzial der sicheren fossilen Reserven 2.795 Gt CO2, also rund 
das Fünffache des CO2-Budgets für 2011 bis 2050. Zieht man 
die Projektionen der Internationalen Energieagentur heran, so 
wäre dieses Budget bis 2026 verbraucht. Dies hätte natürlich 
auch massiven Einfluss auf die finanzielle Performance der fos-
silen Energieunternehmen und deren Preisgestaltung. Allein die 
börsennotierten Top 100 dieser Unternehmen verfügen aufgrund 

ABBILDUNG 306: Vergleich des globalen CO2-Budgets für das 2 °C-Ziel mit dem CO2-Potenzial der globalen sicheren fossilen Ressourcen - QUELLE: PIK

der von ihnen bekannt gegebenen sicheren Reserven über ein 
Potenzial von 745 Gt CO2. Dieses Potenzial liegt deutlich über 
dem zur Einhaltung der 2-°C-Grenze zulässigen Budget an Treib-
hausgasen. Zu ergänzen ist, dass rund zwei Drittel der sicheren 
Reserven bei privaten oder staatlichen Energieunternehmen lie-
gen, die somit zusätzliche CO2-Emissionen „generieren“. Werden 
unkonventionelle fossile Ressourcen einbezogen, verschärft sich 
die Situation weiter: Die finanziellen Risiken für derartige Unter-
nehmen scheinen beträchtlich, ebenso die Auswirkungen auf die 
globale Finanzlandschaft und auf die von fossilen Energieträ-
gern abhängigen Volkswirtschaften.
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2.3 Handel mit Verschmutzungsrechten: Wirksame Maßnahme oder Irrweg?

Im European Union Emissions Trading System (EU-ETS) wer-
den 46 % der insgesamt zulässigen Emissionsmenge an Gro-
ßemittenten aus der Energiewirtschaft und Industrie zugeteilt. 
Unternehmen, die mit den zugeteilten Emissionsrechten nicht 
auskommen, müssen in Klimaschutz investieren. Dies kann über 
den Zukauf von Emissionsrechten erfolgen oder durch die Fi-
nanzierung von Klimaschutzprojekten. Das ETS zielt darauf ab, 
dass die Investitionen in den Klimaschutz dort erfolgen, wo sie 
am wenigsten kosten: im eigenen Betrieb. Ähnlich wie der Wert 
von Unternehmen in Aktien gestückelt wird, werden die zulässi-
gen Emissionen eines Landes in Zertifikate aufgeteilt. Die Länder 
teilen diese Zertifikate einzelnen Unternehmen entsprechend 
ihren bisherigen Emissionen zu. Unternehmen, die ihre Reduk-
tionsverpflichtungen nicht erfüllen können, müssen Zertifikate 
von solchen Unternehmen kaufen, die bereits Emissionen redu-
ziert haben. Wer Emissionen einspart, kann damit Geld verdie-
nen. Marktwirtschaftliche Mittel sollen also dazu beitragen, die 
Schadstoffemissionen zu reduzieren und umweltfreundlichere 
Technologien zu unterstützen. Das auf die Industriestaaten be-
schränkte System erlaubt auch einen zwischenstaatlichen Emis-
sionshandel. Finanziert ein Industriestaat eine Maßnahme zur 
Reduktion von Emissionen in einem anderen Land, hat er das 
Recht, sich diese Emissionsminderung als Einsparung anrechnen 
zu lassen und selbst entsprechend mehr zu emittieren. Diese 
Maßnahmen müssen aber die nachhaltige Entwicklung des be-
treffenden Landes fördern.

Der Emissionshandel gilt an sich als wichtiges Instrument 
im Kampf gegen den Klimawandel. Heute ist der Handel mit 

CO2-Zertifikaten allerdings zu einem bedeutenden Wirtschafts-
zweig der internationalen Finanzindustrie geworden und es regt 
sich berechtigte Kritik am geltenden System. So werden nur Teile 
der Emissionsquellen erfasst; im ETS sind es nur 50 % der Emis-
sionen. Die Emissionen aus der Bereitstellung von Raumwärme, 
kleinen Gewerben und Industrien, Land- und Abfallwirtschaft 
werden nicht miteinbezogen. Auch der Verkehrssektor, der in 
Europa eine der größten Emissionsquelle ist, wird nicht berück-
sichtigt. 

Durch das bestehende System können Industrieländer und Un-
ternehmen das Recht erkaufen, ihr Energie- und Produktionssys-
tem beizubehalten. Der Zertifikatepreis bewegt sich seit einigen 
Jahren lediglich um fünf Euro pro Tonne CO2. Umweltschützer 
kritisieren, dass das zu niedrig sei, um Unternehmen zu Investi-
tionen in emissionsarme Technik zu bewegen. Mit dem Kohlen-
stoffhandel werden also nur die Symptome bekämpft und nicht 
die Ursachen, die im fossilen Energiesystem liegen. Ferner wird 
die Verantwortung der einzelnen Bürger durch dieses System auf 
die gesamte Gesellschaft übertragen. Das hat zur Folge, dass 
Klimasünden einzelner von der Allgemeinheit getragen werden 
müssen. Über eine CO2-Steuer würden die Verursacher auch 
wirklich in die Pflicht genommen.

Das Emissionshandelssystem wurde ins Leben gerufen, um das 
2-°C-Ziel zu erreichen. Betrachtet man das CO2-Budget, das zur 
Einhaltung des 2-°C-Ziels eingehalten werden muss, wird deut-
lich, dass mehr Emissionsrechte gehandelt werden, als mit dem 
Ziel vereinbar ist.

TEXT 25: Die Zeit: Emmissionshandel (2 Seiten)

2.4 Klimapolitik in Europa: Ambitionierte Ziele des Energie- und Klimapakets der EU

Die EU-Kommission hat längst erkannt, dass der Nutzen durch 
den Klimaschutz weit höher liegt als die damit verbunden Aus-
gaben. Die erforderlichen Maßnahmen sichern Arbeitsplätze, 
steigern die Wettbewerbsfähigkeit und sparen enorme Kos-
ten, die ansonsten durch Umweltschäden entstehen. Klima-
forschung, Technologieentwicklung und ein funktionierendes 
Emissionshandelssystem können Investitionen auslösen, die sich 

rechnen, wenn der internationale Klimaschutz weiter ausgebaut 
wird. Europäisches Know-how und markttechnisch absetzbare 
Emissionszertifikate können dazu beitragen, dass die erneuer-
baren Energien zu einem tragenden Element der europäischen 
Wirtschaft heranwachsen. Aus diesen Gründen haben sich die 
EU-Nationen auch so stark für die Durchsetzung des Kyoto-Pro-
tokolls eingesetzt und große Anstrengungen unter

! „Der Klimawandel ist eine Realität und es muss dringend gehandelt werden, um ihn auf ein beherrschbares Maß zu begren-
zen. Die EU muss intern die erforderlichen Maßnahmen ergreifen und auf internationaler Ebene die Führung übernehmen, 
damit der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur das vorindustrielle Niveau um nicht mehr als 2 °C übersteigt. [...]
Das ist technisch möglich und wirtschaftlich machbar, wenn die größten Emittenten rasch handeln. Dabei ist der Nutzen 
von Maßnahmen weitaus größer als die wirtschaftlichen Kosten. [...] Mit diesem Konzept kann die EU zeigen, dass sie auf 
internationaler Ebene in Klimafragen eine führende Rolle spielt, der Industrie signalisieren, dass das Emissionshandelssystem 
nach 2012 weitergeführt wird, und Investitionen in Technologien zur Emissionsreduktion und kohlenstoffarme Alternativen 
fördern. [...] Marktwirtschaftliche Instrumente wie das EU-Emissionshandelssystem werden entscheidend dazu beitragen, 
dass Europa und andere Länder ihre Ziele zu den geringstmöglichen Kosten erreichen.“

QUELLE: Mitteilung der Europäischen Kommission, Volltext, 2007
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nommen, um Russland zur Ratifizierung zu bewegen. Das Euro-
päische Programm für den Klimaschutz (ECCP) wurde im Jahr 
2000 von der Europäischen Kommission ins Leben gerufen, um 
die europäischen Verpflichtungen im Rahmen des Kyoto-Proto-
kolls umsetzen zu können. Dieses Abkommen regelt auch den 
EU-Emissionshandel. Das EU-ETS ist das weltweit größte Emis-
sionshandelssystem und könnte als Modell für ein globales der-
artiges System dienen.

Die EU hat sich zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2020 den Ausstoß 
von Treibhausgasen in ihren Mitgliedsstaaten im Vergleich zum 
Jahr 2005 um 20 % zu reduzieren. Zugleich will sie den Anteil 
erneuerbarer Energien auf 20 % erhöhen und die Energieeffizi-
enz um 20 % steigern. Diese 20-20-20-Ziele wurden verbindlich 
unter den Mitgliedsstaaten aufgeteilt. Österreich ist aufgrund 
dieser Vorgaben dazu verpflichtet, seine Treibhausgasemissionen 
in den Sektoren, die dem Emissionshandelssystem unterliegen, 
um mindestens 21 % und in jenen Sektoren, die vom Emissi-
onshandelssystem nicht erfasst sind, um mindestens 16 % zu 
reduzieren. Seinen Anteil erneuerbarer Energieträger am Brut-
toendenergieverbrauch muss Österreich auf mindestens 34 % 
erhöhen. Der Anteil erneuerbarer Energien im Verkehrssektor 
soll mindestens 10 % betragen, der Energieverbrauch soll durch 
die Verbesserung der Energieeffizienz gegenüber dem prognos-
tizierten Niveau von 2020 um 20 % gesenkt werden. Darüber 
hinaus hat sich der Europäische Rat im Februar 2011 das Ziel 
gesetzt, die Treibhausgasemissionen in der EU bis zum Jahr 2050 

ABBILDUNG 307: EU-Roadmap 2050, CO2-Reduktionsziele im Spannungsfeld der Emissionspolitik - QUELLE: Potsdam-Institut für Klimaforschung (PIK)

ABBILDUNG 308: EU-Kommission stimmt ab - BILD: Pietro Naij-Oleari

im Vergleich zu 1990 um 80 bis 95 % zu senken. Mit diesem 
Fahrplan soll bis 2050 die Umgestaltung der Europäischen Union 
zu einer wettbewerbsfähigen, CO2-armen Wirtschaft gelingen. 
Nach den umfassenden ökonomischen Modellrechnungen, die 
dem Fahrplan zugrunde liegen, müssen die Emissionen gegen-
über 1990 um etwa 40 % bis 2030 und um etwa 60 % bis 2040 
verringert werden.

Eine bloße Weiterführung der derzeitigen Maßnahmen wird vor-
aussichtlich nur zu EU-internen Emissionsminderungen um 30 % 
bis 2030 sowie um 40 % bis 2050 führen. Will man die Erder-
wärmung tatsächlich auf 2 °C beschränken, müssen sowohl die 
EU als auch Österreich rasch ambitionierte Ziele festlegen und 
umfassende Maßnahmen gegen den Klimawandel setzen.
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2.5 Verlagerung der Verantwortung

ABBILDUNG 309: Auslagerung von Treibhausgasemissionen am Beispiel China 
QUELLE: Eurostat - BILD: Sparklemotion 

Insgesamt wird die EU ihre Kyoto-Ziele erreichen können, ob-
wohl einige Mitgliedsstaaten, darunter auch Österreich, ihre 
Zielvorgaben weit verfehlt haben. Ein nicht unwesentlicher Teil 
dieser Reduktion ist auf die Auslagerung der Industrie in Ent-
wicklungsländer wie China zurückzuführen. China ist der größte 
Emittent von Treibhausgasen; in den letzten fünf Jahren haben 
sich Chinas Treibhausgasemissionen fast verdoppelt. Laut einer 
Studie der internationalen Input-Output-Organisation IIOA sind 
etwa 30 % der chinesischen CO2-Emissionen auf die Export-
wirtschaft des Landes zurückzuführen. Die Exporte nach Eu-
ropa machen einen Anteil von 6 % der gesamten chinesischen 
Emissionen aus; die Ausfuhren in die USA sind für 9 % der ge-
samten chinesischen Treibhausgasemission verantwortlich. Die 
CO2-Emissionen Europas haben sich also von Osteuropa nach 
Fernost in die Entwicklungsländer verlagert, die keiner Reduk-
tionsverpflichtung unterliegen, aber auch in die USA, die sich 
ihrer Verantwortung entzogen haben. Zusätzliche Belastungen 
durch die verlängerten Transportwege sind hier noch gar nicht 
eingerechnet. Nur etwa 25 % der in die EU importierten Wa-
ren kommen aus Ländern, die sich durch die Unterzeichnung des 
Kyoto-Protokolls zu einer Reduktion der Treibhausgasemissionen 
verpflichtet haben.  11 % der importierten Waren stammen aus 
den USA. 19 % der Importe kommen aus China, 44 % aus der 
restlichen Welt, vor allem aus Entwicklungsländern, die keiner 
Reduktionsverpflichtung unterliegen. Um die Erderwärmung in 
Grenzen zu halten, bedarf es einer weltweiten Klimapolitik, die 
durch ein international geltendes Regelwerk die Grundlagen und 
Anreize für einen globalen Klimaschutz festlegt.

2.6 Klimapolitik in Österreich 

1990 wurde durch die damalige Regierung die Österreichische 
CO2-Kommission (ACC) ins Leben gerufen. Ein Gremium aus Wis-
senschaftlern, Umweltsprechern aller Parteien, akademischen 
Vertretern der Sozialpartner sowie einem Vertreter von Green-
peace, wurde mit der Aufgabe betreut, die Bundesregierung in 
Fragen der Klimapolitik und der Verminderung von Treibhausga-
semissionen zu beraten. Im Jahr 1995 wurde Österreich Mitglied 
der Europäischen Union und damit auch in die Klimapolitik der 
EU eingebunden. In den vorbereitenden Sitzungen zum COP-3 in 
Kyoto einigten sich die Vertreter der EU-Staaten darauf, für ein 
Reduktionsangebot von 20 % bis 2010 gegenüber dem Basisjahr 
1990 einzutreten. Österreich erklärte sich in diesem Rahmen 
dazu bereit, als Ziel eine Reduktion von 25 % der Treibhausgase-
missionen bis 2010 festzusetzen. In der Kyoto-Konferenz über-
nahm die EU ein gemeinschaftliches Reduktionsziel von 8 % für 
den Zeitraum von 2008 bis 2012; im Zuge der internen Auftei-
lung fiel auf Österreich eine Reduktionsverpflichtung von 13 %. 
Seit 1996 werden die Aufgaben des ACC dem Austrian Council 
on Climate Change (ACCC) übertragen, der Klimabeirat wird aber 
nicht mehr mit einem Budget für Forschungsarbeit ausgestattet. 
Nach fünf Jahren erfolgreicher Arbeit der CO2-Kommission und 

zwei Funktionsperioden des Klimabeirates kam der Themenkom-
plex der Klimaproblematik unter der ÖVP/FPÖ-Regierung zum 
Erliegen. Seit dem Auslaufen seiner zweiten Funktionsperiode 
2001 ist der Klimabeirat nur noch ein Informationsportal der 
nationalen und internationalen Klimaforschung. 2002 wurde die 
erste Strategie zur Erreichung der Kyotoziele verabschiedet, aber 
es wurden kaum Maßnahmen durchgesetzt. Im Jahr 2006 zeigte 
sich, dass verstärkte Anstrengungen notwendig sein würden, um 
die Ziele zu erreichen. Die Klimastrategie wurde adaptiert und 
2007 beschlossen. 2007 erschien der 4. Sachstandsbericht des 
UN-Weltklimarates: Die absehbare Verfehlung der Kyoto-Ziele 
in Österreich wurde medial aktuell, trat aber durch die Wirt-
schaftskrise wieder in den Hintergrund. 2008 und 2009 kam 
es in Österreich aufgrund der Wirtschaftskrise zu erheblichen 
Produktionsrückgängen und einer Reduktion der Emissionen um 
fast 8 %. Die dabei eingesparten Energiezertifikate können nicht 
für die Erreichung der Kyoto-Ziele Österreichs verwendet wer 
den. Sie müssen von der Industrie verkauft oder in die nächste 
Handelsperiode übertragen werden. Mit dem wirtschaftlichen 
Aufschwung wurden die ohnehin schon mangelhaften Umset-
zungen der Klimastrategie überkompensiert.
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PRÄSENTATION 94: Klimapolitik in Österreich (20 Folien)

ABBILDUNG 310: Sitzungssaal des Österreichischen Parlaments in Wien 
BILD: Parlamentsdirektion/Christian Hikade

ABBILDUNG 311: Außenansicht des Österreichischen Parlaments in Wien 
BILD: Parlamentsdirektion/Christoph Haderer

Weiter mit: „1.1 Erneuerbare Energieträger - Bedeutung und Potenzial“ K: 4, S: 74 

2.6.1 Umsetzung der Energiestrategie: Nationaler Aktionsplan für den Ausbau erneuerbarer Energie

Erst 2009 kam es zur Ausarbeitung der Österreichischen Ener-
giestrategie. Ihr Ziel ist es, den Energiebedarf von 2005 zu sta-
bilisieren und die Treibhausgasemissionen durch die Erhöhung 
des Anteils der erneuerbaren Energieträger einzudämmen. Erst 
im zweiten Verpflichtungsjahr des Kyoto-Protokolles kam es im 
Zuge der Energiestrategie zu einer offiziellen Potenzialanalyse 
der erneuerbaren Energieträger in Österreich. Die Wirtschafts-
krise und die einbrechenden Ölpreise erschwerten die Umset-
zung der Energiestrategie. EU-Vorgaben und -Ziele beinhalten 
die Reduktion von Treibhausgasemissionen, den Ausbau von er-
neuerbarer Energie und die Steigerung der Energieeffizienz. Dar-

über hinaus wurden die Rahmenbedingungen für die Umsetzung 
der Ziele festgelegt. Diese sind die Gewährleistung der Versor-
gungssicherheit, die Sozial- und Umweltverträglichkeit sowie die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Kosteneffizienz. Öster-
reich hat sich 2008 mit der Verabschiedung des Energie- und 
Klimapaktes der EU dazu verpflichtet, den Anteil der erneuer-
baren Energie am Bruttoinlandsverbrauch bis 2020 auf 34 % zu 
erhöhen und die Treibhausgasemissionen, die nicht dem Emissi-
onshandel unterliegen, bezogen auf die Emissionen des Jahres 
2005 um mindestens 16 % zu reduzieren. Die Energieeffizienz 
soll bis 2020 um 20 % erhöht werden. 

ABBILDUNG 312: Modell der Energiestrategie und Potenziale der erneuerbaren Energien - QUELLE: Österreichische Energieagentur

94
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Jedes EU-Mitgliedsland hat der Kommission einen Nationalen 
Aktionsplan für erneuerbare Energien (NAP) vorgelegt, in dem 
es bekannt gab, wie die Ausbauziele für erneuerbare Energien 
erreicht werden können. Im EU-Vergleich belegt Österreich mit 
seinem 34-%-Ziel den vierten Platz. Betrachtet man jedoch al-
lein den Ausbau, den Österreich bis 2020 plant, liegt das Land 
an fünftletzter Stelle. Damit diese Pläne vollständig und inter-
national vergleichbar im Sinne der Europäischen Richtlinie für 
erneuerbare Energien erstellt werden, wurde im Juni 2009 ein 
Musterplan veröffentlicht, der als verbindliche Vorlage für den 
NAP gilt. 

Die Verbände für erneuerbare Energien in Österreich, bestehend 
aus dem Österreichischen Biomasse-Verband, der IG Windkraft, 
Kleinwasserkraft Österreich, Photovoltaik Austria, Austria Solar, 
ARGE Kompost & Biogas Österreich und proPellets Austria, ha-
ben einen eigenen NAP ausgearbeitet und gezeigt, dass Öster-
reich bis 2020 nicht 34 %, sondern 50 % des Energiebedarfs aus 
erneuerbaren Energiequellen decken könnte. Dies wäre möglich, 
wenn die Bundes- und Landesregierungen durch ein konsisten-
tes Maßnahmenpaket den Energieverbrauch um etwa 9 % sen-
ken und gleichzeitig die Potenziale der erneuerbaren Energien 
bis 2020 deutlich stärker nutzen würden als derzeit. Die größten 
prozentualen Zuwächse müssten dazu bei der Solarthermie, der 
Windenergie und der Photovoltaik erzielt werden; die größten 
absoluten Zuwächse bei der Nutzung der Biomasse.

Für die Umsetzung dieses NAP wären politische Maßnahmen, 
wie die Einführung einer CO2-Steuer, eine fossile Ressourcen-
abgabe, eine Reform des Ökostromgesetzes, die Ausarbeitung 
eines entsprechenden Investitionsförderungsprogrammes sowie 
die rechtlichen Grundlagen zur Einspeisung von Biomethan in 
das Erdgasnetz, notwendig. Viele dieser Strategien und Maßnah-
men sind nicht umgesetzt worden.

ABBILDUNG 313: EU-27 Ranking, Ausbau der Erneuerbaren und Zielsetzung bis 
zum Jahr 2020 - QUELLE: Eurostat

2.6.2 „Zahltag“ für Österreichs Verfehlung der Kyoto-Ziele

Als Vertragspartei hat sich die EU verpflichtet, die Treibhausga-
semissionen im Zeitraum 2008 bis 2012 im Vergleich zum Kyo-
to-Basisjahr 1990 um 8 % zu verringern. Österreich muss seine 
Emissionen aufgrund der EU-internen Lastenaufteilung um 13 % 
reduzieren. Im Jahr 2011 betrugen die Treibhausgasemissionen 
Österreichs 82,8 Millionen Tonnen. Damit lagen die Emissionen 
um 14,1 Millionen Tonnen über dem jährlich zulässigen Durch-

schnittswert des für 2008 bis 2012 festgelegten Kyoto-Ziels. 
Bei Berücksichtigung des Emissionshandels, der Projekte in Ent-
wicklungsländern sowie der Bilanz aus Neubewaldung und Ent-
waldung ergibt sich eine Lücke zur Erreichung der Ziele. Diese 
Lücke wird mit dem Zukauf von CO2-Zertifikaten geschlossen. 
Laut einer internationalen Vergleichsstudie der Institution Ger-
manwatch belegte Österreich 2012 den Platz 34 der 58 Staaten 
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ABBILDUNG 314: Entwicklung Treibhausgasemissionen von 1990 bis 2012, Änderungen in den Sektoren in Millionen Tonnen CO2 -Äquivalent  
QUELLE: Umweltbundesamt
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mit dem höchsten Ausstoß an Treibhausgasen. Seit 2011 ist Ös-
terreich in der Wertung sogar noch einen Platz zurückgefallen. 

Kein gutes Zeugnis – wie konnte es dazu kommen? Es fehlt an 
einem effektiven Anreizsystem für alle Bereiche. Nur die Sekto-
ren der Energieaufbringung und der Industrie unterliegen einer 
gesetzlich geregelten Verpflichtung zur Reduktion ihrer Emissio-
nen. Geregelt wird diese durch das Instrument des Emissionshan-
dels, das den größten Teil der Industrie und des Energiesektors 
erfasst. Als Anreizsystem können durch eine CO2-arme Produk-
tionsweise Gewinne erzielt und die Wettbewerbsfähigkeit erhöht 

werden. Während im Bereich der Industrie und Energieaufbrin-
gung durch die Verpflichtung zum Emissionshandel Anreize zu 
effizienter und CO2-armer Produktion geschaffen wurden, gibt 
es für alle anderen Bereiche keine Anreize oder Steuern. Keine 
gesetzliche Regelung zieht die Konsumenten zur Verantwortung, 
was wiederum zu einer Verzerrung der Marktverhältnisse führt. 
Die wahren Kosten des Konsums, beispielsweise von Wegwerf-
produkten minderer Qualität sowie von übermotorisierten Fahr-
zeuge und des übermäßigen Ressourcenverbrauchs, werden auf 
die ganze Gesellschaft aufgeteilt und dadurch vom Verursacher 
entkoppelt.

2.7 Höchste Zeit für das Verursacherprinzip: Klimaschutz als nationale Verantwortung

Kohle, Gas, Erdöl und Atomenergie sind billiger als erneuerba-
re Energien, weil die Folgekosten ihrer Produktion und Nutzung 
nicht eingepreist werden. So wird beispielsweise die Ökostrom-
zulage dem Strompreis zugerechnet und dem Konsumenten 
überantwortet. Genauso werden die Folgekosten von Fossilener-
gie und Atomstrom aus Steuermitteln finanziert, die letztendlich 
auch vom Konsumenten kommen. Diese Kosten sind aber für den 
Verbraucher nicht direkt sichtbar. Würden die Folgekosten der 
Atomstromproduktion in Deutschland direkt auf den Strompreis 
umgelegt, müsste diese Umlage etwa doppelt so hoch sein wie 
die der erneuerbaren Energie. Ein möglicher Ansatz besteht da-
rin, Erneuerbare nicht zu fördern, sondern fossile Energieträger 
teurer zu machen und so die Umweltauswirkungen monetär zu 
bewerten.

Schweden hat bereits 1991 eine CO2-Steuer eingeführt. Mittler-
weile liegt der Anteil von erneuerbarer Energie im Gesamtener-
giesystem (Wärme, Strom und Treibstoffe) Schwedens bei etwa 
50 %. Seit Mitte der 1990er-Jahre ist es dem Land gelungen, 
die CO2-Emissionen vom Wirtschaftswachstum zu entkoppeln. 
Bei steigendem Wirtschaftswachstum sinken in Schweden die 

CO2-Emissionen. Die Steuer wird berechnet, indem man den 
Kohlenstoffgehalt der verschiedenen fossilen Brennstoffe ermit-
telt. Steinkohle sowie Braunkohle haben einen höheren Kohlen-
stoffgehalt als Heizöl und andere Ölerzeugnisse, während Erdgas 
im Vergleich zu seinem Energiewert einen geringeren Kohlen-
stoffgehalt aufweist. Biogene Brennstoffe sind CO2-neutral, da 
bei ihrer Verbrennung nur so viel Kohlenstoff frei wird, wie zuvor 
beim Pflanzenwachstum gespeichert wurde, und so im Unter-
schied zur Verbrennung fossiler Brennstoffe kein zusätzliches 
CO2 in die Atmosphäre gelangt. 

Die Einführung von Umweltsteuern als Anreiz zu Veränderun-
gen, wie z. B. eine allgemeine Energiesteuer und eine CO2-Steuer 
oder Steuern auf den Ausstoß anderer unerwünschter Substan-
zen, hat in einer Marktwirtschaft viele Vorteile. Die Steuer er-
höht den Preis der unerwünschten Aktivität bzw. des Produkts 
und trifft jene Produkte am härtesten, die die meiste Energie 
verbrauchen oder die höchsten Emissionen verursachen. Der 
Steueranreiz nutzt die Dynamik der Marktwirtschaft. Die aus 
der CO2-Steuer generierten Einnahmen sollen zum großen Teil 
wieder an die Wirtschaft und die Bevölkerung refundiert wer-
den: durch eine Senkung der Lohnnebenkosten sowie der Pensi-
onsbeiträge für Arbeitnehmer und Selbstständige und auf dem 
Wege sozialer Ausgleichsmaßnahmen. Nur ein kleiner Teil soll 
direkt der Verbesserung der Staatsfinanzen und der Förderung 
der erneuerbaren Energien dienen.

Eine Kohlenstoffsteuer wurde bisher in Schweden, Finnland, den 
Niederlanden, Norwegen, Australien und Kanada eingeführt. In 
Kanada wird das Modell einer „grünen Steuerverlagerung“ an-
gewandt, wobei die Kohlenstoffsteuer schrittweise erhöht und 
andere Steuern gesenkt werden. Schweden hat mit etwa 15 US-
Cent pro kg Kohlendioxid die höchste Kohlenstoffsteuer. Im Sep-
tember 2009 hat Frankreich eine Kohlenstoffsteuer von 17 Euro 
pro Tonne Kohlendioxid beschlossen, das entspricht 2,5 US-Cent 
pro kg CO2. 

ABBILDUNG 315: Entwicklung von CO2-Emissionen und Wirtschaftswachstum 
seit der Einführung der Kohlenstoffsteuer 1991 in Schweden 
QUELLE: Österreichischer Biomasse-Verband

Weiter mit: „2 Biogene Energieträger“ K: 4, S: 86  
Weiter mit: „2 Problematik der Nutzung fossiler Energieträger“ K: 3, S: 48 4/86

3/48
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http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/3_Kapitel_Fossile_Energietraeger/2/Problematik_der_Nutzung_fossiler_Energietraeger.pdf
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! Eine CO2-Steuer ist leicht umsetzbar. In praktisch allen Ländern existiert bereits irgendeine Form der Energiebesteuerung, 
daher ist es verwaltungstechnisch einfach, die CO2-Steuer auf niedrigem Niveau einzuführen. Die CO2-Steuer ist aufkom-
mensneutral: Umweltsteuern wie die CO2-Steuer müssen nicht zu einer insgesamt höheren Steuerbelastung führen. Die 
CO2-Steuer kann erhöht werden, sobald andere Steuern gesenkt werden. Dies wird als „Steuerverlagerung“ bezeichnet und 
in Schweden bereits seit einigen Jahren praktiziert. Als die CO2-Steuer erhöht wurde, wurde die Einkommensteuer mehrmals 
gesenkt. In den Jahren 2007 bis 2010 betrug die Steuersenkung in Schweden sieben Milliarden Euro. Für Haushalte, die 
weniger fossile Brennstoffe verbrauchen als der Durchschnitt, bedeutet dies eine geringere Steuerbelastung; für Haushalte, 
deren fossiler Brennstoffverbrauch über dem Durchschnitt liegt, steigen die Steuern. Die CO2-Steuer ist wirtschaftlich: Sie 
wird zu mehr Effizienz beim Einsatz fossiler Brennstoffe führen und es zudem rentabler machen, auf erneuerbare Energie-
quellen umzustellen oder vollkommen auf den Einsatz fossiler Energien zu verzichten. Die CO2-Steuer ist effizient: Der Zweck 
der CO2-Besteuerung besteht nicht darin, Menschen für ihren Lebensstil oder moderne technische Ausstattung zu bestrafen, 
sondern sie dabei zu unterstützen, die richtige Wahl zu treffen und in die Zukunft zu investieren.

3 QUELLEN DER TREIBHAUSGASE: WO MUSS ANGESETZT WERDEN?

Die Stromerzeugung durch fossile Energieträger hat weltweit 
mit etwa 41 % den größten Anteil am Ausstoß von Treibhausga-
sen bei der Nutzung fossiler Brennstoffe. Es folgen der Verkehrs-
sektor mit 22 % und die Industrie mit 20 % der Treibhausgase-
missionen. 9 % der vom Menschen verursachten Emissionen sind 
auf die Zerstörung von Wald, hauptsächlich durch Brandrodun-
gen für Ackerbau, zurückzuführen. In Österreich ist die Industrie 
mit 28 % der hauptverantwortliche Emittent von Treibhausga-
sen und liegt fast gleichauf mit dem Verkehrssektor, der sich für 
27 % der Emissionen verantwortlich zeigt. Aufgrund des hohen 
Biomasse- und Wasserkrafteinsatzes liegt die Stromaufbringung 
bei nur 16 %. 14 % sind auf den Energiebedarf unserer Gebäude 
und sonstige Kleinverbraucher zurückzuführen. Auch der hohe 
Prozentsatz an biologischer Landwirtschaft ist ein Grund, wes-

halb der Anteil der Landwirtschaft hierzulande mit etwa 10 % 
verhältnismäßig gering ausfällt. 

Durch natürliche Prozesse in unserem Ökosystem befinden sich 
gewaltige Mengen an CO2 im Kreislauf (1.130 Gt). Bereits kleine 
Änderungen haben große Auswirkung auf das ganze System. Die 
Menschheit bringt das heutige Ökosystem Erde mit der Nutzung 
fossiler Energieträger (30,3 Gt) aus dem Gleichgewicht, und das, 
obwohl das Ökosystem einen Teil dieser Emissionen (17 Gt) auf-
nehmen kann. Insgesamt bleibt eine vom Menschen verursachte 
Belastung von etwa 16,5 Gt erhalten. Die Unwucht in unserem 
System beträgt zwar nur 1,4 %, führt aber dennoch zur Klimaer-
wärmung und zu teilweise unabsehbaren Folgen für das Leben 
auf diesem Planeten. 

ABBILDUNG 316: CO2-Kreislauf des Ökosystems Erde - QUELLE: Terra Mater

PRÄSENTATION 95: CO2-Kreislauf des Ökosystems Erde (7 Folien)95
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3.1 Die Rolle der Energiewende: Ausnutzung des Potenzials der Erneuerbaren

! „Uns drohen ein hunderte Millionen Menschen betreffender Anstieg des Meeresspiegels und 
Missernten, welche die globale Ernährungssicherheit gefährden. Der einzige Weg, dies zu ver-
meiden, ist ein Bruch mit den vom Zeitalter fossiler Brennstoffe geprägten Mustern von Produk-
tion und Konsum.“

„Wenn wir uns wirklich anstrengen würden, dann würden wir glaubwürdig werden. Und genau 
dann hätten wir eine Chance, andere Länder zu überzeugen, dass man ein gutes Leben, dass man 
wirtschaftlichen Fortschritt auch erreichen kann, indem man weniger Treibhausgase ausstößt. 
Genau darum geht es. […] Wenn Länder wie China und Indien nun einen genauso schmutzigen 
Entwicklungspfad nehmen, wie wir ihn vorgelebt und vorgemacht haben, dann werden wir alle 
mit dem Klimaboot untergehen […].“

 Hans Joachim Schellnhuber, Direktor des Potsdam-Instituts für Klimaforschung 

ABBILDUNG 317: Hans Joachim Schellnhuber - BILD: Hollin

Durch den Einsatz erneuerbarer Energien konnten in Österreich im Jahr 2009 30,26 Millionen Tonnen CO2 eingespart werden, was 
87 % der gesamten eingesparten Emissionen ausmachte.

Weiter mit: „1.2 Kosten und Nutzen der erneuerbaren Energie“ K: 4, S: 77 

Diese Einsparung kommt einem Betrag von etwa 43 Millionen Euro gleich, wenn man davon ausgeht, dass eine Tonne CO2 2012 um 
etwa 14 Euro gehandelt wurde. Im Jahr 2008 betrug der historische Höchstpreis für eine Tonne CO2 um die 30 Euro; zu Beginn des 
Jahres 2014 lag der Preis für eine Tonne CO2 bei etwa 7 Euro.

3.2 Die Rolle der Stromerzeugung

Das heutige Stromversorgungssystem entstammt einer Zeit, in 
der die Stromproduktion fast ausschließlich über zentrale Groß-
kraftwerke erfolgte. Mit der Liberalisierung der Strommärkte ge-
lang nach der Wasserkraft auch den übrigen erneuerbaren Ener-
gien der Durchbruch. Heute steht das Stromversorgungssystem 
vor neuen Herausforderungen, denn die Stromerzeugung erfolgt 
zu einem wachsenden Anteil durch viele kleine Produzenten an 
verschiedenen Orten und unterliegt somit natürlichen Schwan-
kungen. Die Verteilung des Stroms über unser Versorgungsnetz 
erfolgt aber nach einem klassischen Einbahnsystem: Der Strom 
wird meist zentral, zum Großteil in Großkraftwerken, erzeugt. 

Von dort wird er, oft über weite Distanzen, im Übertragungsnetz 
zu den Verbraucherschwerpunkten transportiert. Die nächstnie-
dere Spannungsebene ist das Verteilnetz, über das die Grobver-
teilung des Stroms erfolgt. Auch Großabnehmer der Industrie 

sowie die Eisenbahn werden direkt über das Verteilnetz versorgt. 
Die Stromeinspeisung durch mittlere Kraftwerke, von 10 bis 100 
MW elektrischer Leistung, wird ebenso auf dieser Ebene durch-
geführt. Industrielle Kraftwerke, wie Biomassekraftwerke der 
Papierindustrie oder Kläranlagen, versorgen die eigene Produkti-
on mit Strom; Überschüsse werden ebenfalls auf der Verteilebe-
ne in das Netz eingespeist. 

Die dritte Spannungsebene ist das Mittelspannungsnetz, aus 
dem größere Einrichtungen wie Krankenhäuser oder Fabriken mit 
Strom versorgt werden. Kleine kommunale oder private Kraft-
werke speisen ihren produzierten Strom im Mittelspannungsnetz 
ein. Es erfolgt die Verteilung des Stroms an regionale Transfor-
matorstationen, die dann wiederum Niederspannungsnetze ver-
sorgen, aus denen die Kleinverbraucher wie private Haushalte, 
kleine Gewerbe oder Bürogebäude ihren Strom beziehen.

! Eine Steigerung der Effizienz technischer Systeme bedeutet bei gleicher Leistung immer eine Verringerung des Energieein-
satzes. Energiesparen ist die effektivste Form der CO2-Reduktion und bei allen Formen von Endenergie gleichermaßen wirk-
sam: Energieträger, die nicht benötigt werden, erzeugen keine Emissionen. Das Einsparen von Strom führt zu einer geringe-
ren Nachfrage und dadurch zu einer geringeren Stromproduktion. Muss weniger Strom produziert werden, sinken auch die 
CO2-Emissionen durch die Energieaufbringung.

4/77

4/74Weiter mit: „1.1 Erneuerbare Energieträger - Bedeutung und Potenzial“ K: 4, S: 74 
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ABBILDUNG 318: Hierarchie des Stromnetzes - QUELLE: Agentur für erneuerbare Energie
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3.2.1 Intelligente Kraftwerke und Stromnetze: Smart Grids

ABBILDUNG 319: Europas intelligentes Kraftwerk 2050 mit einem Anteil von 80 % Erneuerbaren, Bedarfsdeckung im Verlauf einer sonnigen Woche KW 32 (Mitte, 
rechts) und im Verlauf eines Jahres (links) - QUELLE: European Climate Foundation

Um eine stabile Stromversorgung zu gewährleisten, muss im-
mer soviel Strom produziert werden, wie benötigt wird. Aus 
der Stromnachfrage eines Systems ergibt sich eine Grundbe-
lastung, die über einen ganzen Tag hinweg nicht unterschrit-
ten wird. Die normalen periodischen Bewegungen des Ta-
gesbedarfs sowie der Absenkung im Nachtbedarf werden als 
Mittellast bezeichnet. Spitzenlasten bezeichnen Bedarfsspit-
zen, die morgens und abends auftreten. Die Grundlast wird 
meistens von Großkraftwerken (Kernkraftwerke, Braunkoh-
lekraftwerke oder Laufkraftwerke an großen Flüssen) bereit-
gestellt, die so weit als möglich unter Volllast betrieben wer-
den. Mittellastkraftwerke werden nach einem vorhersehbaren 
Strombedarf und einem festgelegten Tagesfahrplan betrie-
ben. Spitzenlastkraftwerke müssen der Leistungsveränderung 
im Netz folgen können, um auf unvorhersehbare Bedarfs- 
änderungen schnell reagieren zu können. Für die Deckung von 
Spitzenlasten werden daher Kraftwerke eingesetzt, die schnell 
regelbar sind, wie Pumpspeicher und Gasturbinenkraftwerke. Die 
Stromproduktion erfolgt zwar geplant, der Bedarf wird aber im 
Voraus abgeschätzt und nicht direkt durch den Markt geregelt. 

Ein intelligentes Kraftwerk benutzt erneuerbare Technologien. 
Sie bilden gemeinsam ein funktionierendes Energiesystem, das 
an die Bedarfsschwankungen im europäischen Versorgungsnetz 
angepasst ist. Die Erträge von Photovoltaik, Solarthermie und 
Windkraft schwanken je nach Windangebot und Sonnenschein 
relativ stark im Tages- und Jahreszeitenverlauf. Wasserkraft ist 
schon viel besser planbar. Dennoch variieren die Wasserstände 
und damit die Energieerträge im Verlauf der Jahreszeiten sehr 
stark. Auch der regionale Aspekt spielt in einem intelligenten 
Kraftwerk eine große Rolle: So können Bedarfsspitzen in den 
Sommermonaten vermehrt durch Solarstrom aus den südlichen, 
sonnigeren Regionen abgedeckt werden. In den Wintermonaten 

kann der Strombedarf vermehrt über größere Windstromerträge 
aus dem Norden gesichert werden. Strom aus biogenen Ener-
gieträgern kann ebenso präzise eingeplant und bereitgestellt 
werden wie Strom aus fossilen Energieträgern. Biogene Energie-
träger produzieren Strom, wenn Wind oder Sonne gerade Pause 
machen. Eine Studie der European Climate Foundation beziffert 
den Einsatz erneuerbarer Energieträger im intelligenten Kraft-
werk Europa mit 80 % im Jahr 2050.

Durch die Liberalisierung des Strommarktes und die Einführung 
des Ökostromgesetzes wurde der Ausbau der erneuerbaren Strom- 
erzeugung in Österreich vorangetrieben. Seit 2001 unterliegt 
der österreichische Strommarkt den Regeln des freien Wettbe-
werbs. Das Monopol der Stromversorger wurde aufgehoben und 
der Markt für alle Teilnehmer geöffnet. Somit kann jeder Stro-
mabnehmer seinen Lieferanten wählen, unter denen auch Pro-
duzenten von Strom aus erneuerbaren Energien zu finden sind. 
Das Ökostromgesetz schreibt vor, dass Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen zu fixen Einspeisetarifen abgenommen werden 
muss. Durch dieses Anreizsystem wurden viele Verbraucher zu 
Produzenten, und das Versorgungssystem wurde vor neue Her-
ausforderungen gestellt. Die Nutzung vieler erneuerbarer Ener-
giequellen unterliegt natürlichen Schwankungen; die nicht plan-
baren Erzeuger werden auch als volatile Erzeuger bezeichnet. Die 
Erträge durch Photovoltaik werden neben dem Stand der Sonne 
auch durch Witterungen bedingt, wobei der Sonnenstand so-
wohl im Lauf des Tages als auch im Verlauf der Jahreszeiten va-
riiert. Die Unterschiede der Erträge bei Windkraft sind geringer 
als die der Photovoltaik, weil die Schwankungen im Verlauf des 
Tages nicht so extrem ausfallen. Als stabiler gelten die Erträge 
der Wasserkraft; sie unterliegen aber dennoch der Witterung 
und jahreszeitlich bedingten Schwankungen.

Weiter mit: „3 Wasserkraft“ K: 4, S: 122 
Weiter mit: „7.2 Power to Gas: Wasserstoff aus Erneuerbaren“ K: 4, S: 148 

4/122
4/148
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http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/4_Kapitel_Energiezukunft_Erneuerbare_Energie/3/Wasserkraft.pdf
http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/4_Kapitel_Energiezukunft_Erneuerbare_Energie/7/2/Power_to_Gas_Wasserstoff_aus_Erneuerbaren.pdf
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20502030heute

ABBILDUNG 320: So könnte die Entwicklung eines Smart Grids für Europa aussehen: Es umfasst die kommunikative Vernetzung und Steuerung von Stromerzeu-
gern, Speichern, elektrischen Verbrauchern und Netzbetriebsmitteln in Energieübertragungs- und -verteilungsnetzen der Elektrizitätsversorgung. - BILD: European 

Climate Foundation

Ein intelligentes Stromnetz umfasst die kommunikative Ver-
netzung und Steuerung von Stromerzeugern, Verbrauchern 
und Speichersystemen. Im Gegensatz zur geplanten Strompro-
duktion kann die Erzeugung direkt nach Bedarf erfolgen. Bei 
guten Verhältnissen und hohen Erträgen erneuerbarer Stromer-
zeugung lässt sich die Produktion von fossilem Strom so weit 

ABBILDUNG 321: Der Smart Grid - QUELLE: Agentur für erneuerbare Eneragie, www.unendlich-viel-energie.de

zurückfahren, wie zur Deckung des tatsächlichen Strombedarfs 
notwendig ist. Werden Überschüsse an erneuerbarem Strom 
produziert, können diese zum Füllen der Speicher benutzt 
werden. Speicher, die sich schon seit Langem bewährt haben, 
sind Pumpspeicherkraftwerke; neue Technologien verfolgen die 
Erzeugung von Wasserstoff als Energiespeicher.

PRÄSENTATION 96: Das Potenzial der Stromerzeugung für den Klimaschutz (30 Folien)
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Laut einer Untersuchung des Verkehrsclub Österreichs (VCÖ) 
produziert der heimische Verkehr unter den 27 EU-Staaten die 
vierthöchsten CO2-Emissionen. Der Pro-Kopf-Ausstoß des Ver-
kehrssektors liegt in Österreich bei 2.525 Kilogramm CO2 jähr-
lich, der Durchschnitt der EU-27 dagegen bei 1.815 Kilogramm. 

Eine Untersuchung zeigt, dass die von Lkw- und Pkw-Verkehr 
verursachten Kosten die aus dem Sektor erzielten Einnahmen 
weit übertreffen. Die Wertschöpfung durch die Volkswirtschaft 
sowie Gewinne der Mineralölkonzerne und Automobilindustrie 
werden in dieser Rechnung ebenso wenig berücksichtigt wie die 
externen Kosten des CO2-Ausstoßes. Das Defizit im Pkw-Verkehr 
ergibt sich aus den Ausgaben für Infrastruktur, wie Straßen und 
Tunnelbau, sowie den externen Unfall- und Gesundheitskosten 
gegenüber den Einnahmen durch Maut, Mineralölsteuern und 
alle sonstigen verkehrsbezogenen Steuern.

3.2.2 Strombörse

Früher wurde der produzierte Strom über langfristige Liefer-
verträge geregelt, in denen auch die Strompreise festgelegt 
waren. Seit der Liberalisierung des Strommarktes hat sich der 
Handel mit Strom geändert. Heute regeln Strombörsen die Preis- 
entwicklung zwischen Angebot und Nachfrage. Auf dem Ter-
minmarkt werden langfristige Geschäfte für die Deckung der 
Grundlasten getätigt, während auf dem Spotmarkt die mit-
tel- und kurzfristigen Geschäfte erfolgen. Bei den kurzfristigen 
Geschäften wird von jedem Produzenten ein Gebot abgegeben, 
das sich aus der Menge von lieferbarem Strom und einem Preis, 
zu dem er geliefert werden kann, zusammensetzt. Die Gebote 
werden von der Börse nach aufsteigenden Preisen sortiert, bis 
der prognostizierte Bedarf gedeckt ist. Alle Stromangebote, die 
nötig sind, um diesen Bedarf zu decken, erhalten einen Zuschlag. 
Den Strompreis für alle Produzenten bestimmt das letzte An-

gebot, das noch einen Zuschlag erhält. Die Einsatzreihenfolge 
der Kraftwerke, die sich durch diesen Vorgang ergibt, wird Merit 
Order genannt.

Je höher der Anteil des Strombedarfs ist, der dabei durch er-
neuerbare Energieträger gedeckt werden kann, desto seltener 
müssen teure Kraftwerke wie Gas- und Pumpspeicherkraftwer-
ke eingesetzt werden. Durch den Merit-Order-Effekt erzielt der 
Einsatz erneuerbarer Energie in Deutschland nachweislich eine 
Senkung der Großhandelspreise für Strom. Auch für Österreich 
kann dieser Effekt mit dem weiteren Ausbau der erneuerbaren 
Energienutzung verstärkt werden; das untermauert eine Studie 
der oberösterreichischen Landesregierung, wodurch der Mythos 
vom teuren Ökostrom widerlegt werden kann.

3.3 Die Rolle der Mobilität: Öffentlicher Verkehr, Herstellervorgaben und Biotreibstoffe 

! Die Kosten des Pkw-Verkehrs beliefen sich im Jahr 2005 
auf 6 Milliarden, jene des Lkw-Verkehrs auf etwa 3,8 
Milliarden Euro: Der Gesamtbetrag belastet die Steu-
erzahler mit 9,8 Milliarden Euro. Im Vergleich dazu 
weist das Sparpaket 2012 ein Gesamtvolumen von 
26,5 Milliarden Euro auf; bis 2016 sollen so jährlich 5,3 
Milliarden eingespart werden. Gespart wird dabei ne-
ben dem Bildungs- und Gesundheitssystem auch am 
Klimaschutz. So wurden zum Beispiel 920 Millionen 
im Infrastrukturausbau der ÖBB gestrichen. Vonseiten 
der Regierung gab es Lob für das neue Reformpaket, in 
dem keine Massenbesteuerungen, wie zum Beispiel eine 
Erhöhung der Mineralölsteuer, erfolgt. In Summe belas-
ten die Mehrkosten des Verkehrs jeden Steuerzahler mit 
jährlich 1.200 Euro.

ABBILDUNG 322: Anteile der Verkehrsmittel in Österreich 
QUELLE: Umweltbundesamt 

Der Verkehrssektor ist mit 33 % des Gesamtenergiebedarfes 
einer der größten Energieverbraucher in Österreich; fast drei 
Viertel davon sind dem Straßenverkehr zuzuschreiben. Alle Wirt-
schaftssektoren haben ihren Anteil am Energiebedarf und den 
Emissionen, die durch den Verkehrssektor verursacht werden. 
Im Güterverkehr erfolgen 67 % des gesamten Transportaufkom-
mens per Lkw. Die dabei entstehenden Emissionen sind dem In-
dustrie- und Dienstleistungssektor zuzurechnen. Im Bereich des 
Personenverkehrs gehen 70 % der Emissionen auf das Konto von 
Pkw. Dieser Schadstoffausstoß kann zum überwiegenden An-
teil den Haushalten, zu kleineren Teilen auch dem Industrie- und 
Dienstleistungssektor angerechnet werden. Der Energiebedarf 
für den Straßen-, Schiff- und Flugverkehr wird zu 90 % durch 
fossile Brennstoffe gedeckt. 11

97

Weiter mit: „1.2 Kosten und Nutzen der erneuerbaren Energie“ K: 4, S: 77 

4/77

EXKURS 11: Tanktourismus: Gut für die Finanz, schlecht für die Treibhausgasbilanz
PRÄSENTATION 97: Das Potenzial der Mobilität für den Klimaschutz (12 Folien)
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3.3.1 Bis zu 90 % CO2-Einsparpotenzial durch Biotreibstoffe gegenüber herkömmlichen Treibstoffen

Trotz der großen Fortschritte in der Motorentechnologie, die seit 
1990 eine Senkung des durchschnittlichen Treibstoffverbrauches 
um etwa 35 % bewirkt haben, steigen die Emissionen aus dem 
Verkehrssektor stetig an. Gründe dafür sind unter anderem der 
wachsende Fahrzeugbestand und die steigende Kilometerleis-
tung der Autobesitzer. Die Treibhausgasemissionen des Verkehrs 
haben in den letzten 20 Jahren um rund 61 % zugenommen, ob-
wohl der durchschnittliche Ausstoß aller neu zugelassenen Pkw 
jährlich sinkt. Seit 2005 wurden Biotreibstoffe eingeführt, die 
gegenüber Benzin bis zu 90 % an Treibhausgasemission einspa-
ren können. Würde als Treibstoff für dieselben Kleinwagen E85 
(ein Gemisch aus 85 % Bioethanol und 15 % Benzin) verwendet, 
könnte mit der gleichen Menge an emittiertem CO2 eine Klein-
wagenflotte von 3,6 Millionen Fahrzeugen betrieben werden. 
Ende 2013 waren in Österreich 4,64 Millionen Pkw angemeldet.

ABBILDUNG 323: 5 Tonnen CO2-Emissionen für 15.000 Kilometer 
QUELLE: VCÖ, eigene Berechnungen

EXKURS 5: Exkurs zum Energiebedarf von Österreichs Wirtschaftssektoren

3.3.2 Eco-Driving spart Geld und CO2 

Durch Vorgaben an die Autohersteller sowie durch Steuern oder 
Anreizsysteme kann die Politik ihrer Verantwortung im Verkehrs-
sektor nachkommen. Die Europäische Union hat per Verordnung 
eine Obergrenze der durchschnittlichen CO2-Emissionen von 
Pkw festgelegt. Bis 2020 soll die europäische Neuwagenflotte 
nur noch einen durchschnittlichen CO2-Ausstoß von maximal 
120 Gramm haben. Damit wird der Automobilindustrie eine Ver-
brauchsobergrenze vorgegeben, die durchschnittlich 4,8 Liter 
pro 100 Kilometer beträgt. Im Jahr 2011 verursachte die Neuwa-
genflotte Österreichs laut dem VCÖ im Durchschnitt 139 Gramm 
pro 100 Kilometer. Das entspricht einem Treibstoffbedarf von 
etwa 5,6 Litern. 

Die politischen Maßnahmen zeigen also bereits eine deutliche 
Wirkung. Im Jahr 2007 lagen die Emissionswerte noch bei mehr 
als 160 Gramm, also einem Kraftstoffverbrauch von etwa 6,5 
Litern. Dass ein Durchschnitt von 120 Gramm CO2 pro Kilome-
ter nicht unrealistisch ist, zeigt eine Vergleichsstudie der Wirt-
schaftskammer, die etwa 3.400 Modelle miteinander verglichen 
hat: 585 Fahrzeuge weisen einen CO2-Ausstoß von maximal 
120 Gramm pro Kilometer auf, bei 80 Fahrzeugen liegt dieser 
Ausstoß unter 100, bei 20 Fahrzeugen sogar unter 90 Gramm 
pro Kilometer. Für die einzelnen Hersteller stellt dies neben der 
Effizienz auch eine Motivation dar, Fahrzeuge mit alternativen 
Antrieben oder alternativem Kraftstoffbetrieb in die Produkt-
palette aufzunehmen, um den durchschnittlichen CO2-Ausstoß 
zu senken.

ABBILDUNG 324: CO2-Emissionen je Personenkilometer bei der Nutzung unter-
schiedlicher Verkehrsmittel in Österreich - QUELLE: Umweltbundesamt 

Die Mobilität hat seit jeher eine hohe soziale und wirtschaftliche 
Bedeutung, aber auch erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt. 
Insgesamt ist der Energieeinsatz im Verkehrssektor in den letz-
ten 20 Jahren um 70 % gestiegen; seit 1970 hat sich der Ener-
gieeinsatz mehr als verdreifacht.

Das größte Potenzial zur Eindämmung der Emissionen im Ver-
kehrssektor liegt im Verhalten der Menschen. Nachhaltige An-
sätze reichen von regionaler Produktion von Sachgütern und 
Lebensmitteln über die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel und 
die Bildung von Fahrgemeinschaften bis hin zur Wahl des Fahr-
zeuges und einer Anpassung des Fahrstiles.

MAGNETCHART 5: CO2-Belastung durch unterschiedliche Verkehrsmittel pro Personenkilometer
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3.4 Die Rolle der Gebäude: Private Haushalte und Dienstleistungssektor

Fossile

Erneuerbare

 6,7 %
Fernwärme 

 1,1 % Strom

5,8 %
Fernwärme
biogen 

32,8 %
Biomasse

3,4 %
Solar und
Wärmepumpen

2,8 %
Strom aus Erneuerbaren

23,7 %
Naturgas

23 %
Heizöl
Flüssiggas

0,7 %
Kohle

55,2 %

44,8 %

Gesamt
194 PJ

ABBILDUNG 325: Anteile der Energieträger an der Deckung des Raumwärmebedarfes in österreichischen Haushalten 2011/12 - QUELLE: Statistik Austria

3.4.1 Heizenergiebedarf der Gebäude

Mehr als die Hälfte der heimischen Wohngebäude wurde 2012 
direkt mit fossilen Energieträgern beheizt: etwa 24 % mit Erd-
gas, 23 % mit Heizöl und 0,7 % mit Kohle. Etwa 25 % der ös-
terreichischen Haushalte sind an ein Nah- oder Fernwärmenetz 
angeschlossen; der energetische Anteil der Fernwärme beträgt 
12,5 %. 4 % der Gebäude werden mit der hochwertigen Energie-
form Strom beheizt. Knapp 33 % des Heizenergiebedarfs wur-
den 2012 mit Bioenergie gedeckt, 2,2 % durch den Einsatz von 
Wärmepumpen und etwa 1,3 % durch thermische Solaranlagen. 
Der Anteil erneuerbarer Energieträger in der Fernwärmeproduk-
tion erreichte im Jahr 2012 rund 45 %. Allein 42 % gingen auf 
das Konto der Bioenergie. 2,5 % der Fernwärme konnten aus 
Abfällen gewonnen werden, 0,7 % aus Geothermie. Die fossilen 
Energieträger halten damit noch immer einen Anteil von 55 % 
an der Fernwärmeproduktion; hauptsächlich handelt es sich um 
Erdgas.

Während der Wintermonate steht im österreichischen Strom-
netz tendenziell weniger erneuerbarer Strom zur Verfügung 
(geringerer Anteil an Strom aus Wasserkraft und PV-Strom im 
Netz) und zusätzlich benötigte Strommengen müssen durch 
fossile Kapazitäten (Öl, Kohle und Gas) erzeugt oder importiert 

werden. Das führt im Vergleich zum Jahresdurchschnitt (291 
Gramm CO2-Äquivalente pro Kilowattstunde Strom) zu höheren 
CO2-Emissionen für Heizstrom. In Österreich liegen die Werte für 
Heizstrom bei 327 Gramm CO2-Äquivalente pro Kilowattstunde 
Strom. Diese Werte ändern sich jährlich, da auch die Stromauf-
bringung je nach Angebot der Erneuerbaren jedes Jahr unter-
schiedlich bewerkstelligt wird. Im Vergleich dazu werden durch 
die Verbrennung von Heizöl etwa 269 Gramm CO2 je Kilowatt-
stunde Energie freigesetzt.

So wie die gewachsenen Strukturen dem Klimaschutz im 
Transportsektor Grenzen setzen, sind auch die Treibhausgas- 
emissionen unserer Gebäude ein hausgemachtes Problem. In 
Österreich stehen genug Dach- und Fassadenflächen zur Ver-
fügung, um einen großen Teil dieses Energiebedarfs durch den 
Einsatz thermischer Solaranlagen zu decken. Der Nachteil die-
ser Technologie liegt in der Abhängigkeit von Sonnenstand und 
Witterung. Durch die gute Planbarkeit der Bioenergie könnte er 
ausgeglichen werden. Solarenergie kann auch direkt zur Kühlung 
von Gebäuden eingesetzt werden. Dabei gibt es keine Probleme 
mit Angebot und Nachfrage: Je mehr Sonnenenergie auf das Ge-
bäude einwirkt, desto höher ist sein Kühlbedarf.

PRÄSENTATION 98: Das Potenzial der Gebäude für den Klimaschutz (5 Folien)

Die Bereitstellung von Raumwärme und Warmwasser macht in Österreich über 30 % des nationalen Endenergiebedarfs aus. Die 
Haushalte haben daran einen Anteil von 22 %, der Dienstleistungssektor 10 %.
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Ab Gebäudeklasse E ist eine thermische Sanierung dringend erforderlich!

ABBILDUNG 326: Heizenergiebedarf und Heizsystem - QUELLE: Klima:aktiv, Österreichischer Biomasse-Verband

Der Heizwärmebedarf (HWB) beschreibt jene Energiemenge, die 
für die Raumheizung eines Wohnobjekts benötigt wird. Der HWB 
ist am Titelblatt der Energieausweise ersichtlich oder kann mit-
hilfe einer Energieberatung ermittelt werden. Die Bandbreite der 
Einstufung reicht von „A++“ entsprechend Passivhausstandard 
bis „G“ für einen sehr hohen Verbrauch, wie er bei alten, un-
sanierten Gebäuden vorliegen kann. Die Werte liegen zwischen 
zehn und 250 Kilowattstunden pro Quadratmeter und Jahr 
(kWh/m2/J). Diese Bandbreite macht deutlich, dass zunächst 
zu klären ist, inwieweit eine Verringerung des Wärmebedarfes 
durch Verbesserung des Wärmeschutzes möglich ist. Zu beach-
ten ist, dass Einsparungen nur dann wie berechnet eintreten, 

wenn das Nutzerverhalten der normgemäßen Berechnung ent-
spricht. In den Berechnungen wird von einer Raumtemperatur 
von 20 °C ausgegangen. Eigentlich könnte der Raumwärmebe-
darf in Zukunft bald zur Nebensache werden, denn „A++“ be-
deutet für eine 100 m2 große Wohneinheit nur mehr 1.000 kWh 
Heizwärmebedarf. 

Der Wärmebedarf ist allerdings nicht mit dem Energiebedarf 
gleichzusetzen. Im Heizungsbetrieb gibt es Verluste, die nicht 
zur Raumheizung beitragen (z. B. Abgas, Abstrahlung des Kes-
sels, Verteilung). Auch die Warmwasserbereitung ist im HWB 
nicht enthalten.

3.4.2 Effizienz der Gebäude: Baustandards und Energieausweis

ABBILDUNG 327: Wärmebilder, links ein Haus mit effektiver Wärmedämmung 
BILD: AFC Air Flow Consulting

Der Baustandard eines Gebäudes ist maßgebend für seinen Hei-
zenergiebedarf. Eine adäquate Dämmung der Außenwände und 
Dachflächen sorgt für eine gute Wärmebilanz. Die Bereitstellung 
von Raumwärme macht fast 80 % des Energiebedarfs der pri-
vaten Haushalte aus; diesen Energiebedarf gilt es durch neues 
Bauen bzw. Sanieren zu senken. Neue Baumaßnahmen zielen auf 
die Verminderung des Heizenergiebedarfs und der damit verbun-
denen Treibhausgasemissionen ab – ohne Einschränkung des 
Komforts. Die Wärmedämmung der Außenhülle und der Fenster 
ist für den Heizwärmebedarf entscheidend: Je dicker die Schicht 
und je geringer die Wärmeleitfähigkeit des Dämmmaterials, des-
to effizienter wird der Wärmestrom vom Innenraum ins Freie 
verringert. Seit der Einführung des Energieausweises dient der 
Heizwärmebedarf zur Beurteilung des Wärmeenergiebedarfs 
eines Gebäudes. Damit werden zwar keine Vorgaben für die 
Bauindustrie gegeben, es richten sich aber alle Förderungen und 
Anreizsysteme an den erreichten Werten eines Gebäudes aus. 

Weiter mit: „5.2 Solarthermie: Techniken zur Bereitstellung von solarer Wärme“ K: 4, S: 133 
Weiter mit: „2.5 Wärme aus Biomasse“ K: 4, S: 106 4/133

4/106
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Außerdem dient der Energieausweis der Beschreibung des 
Baustandards eines Gebäudes. Bei Kauf oder Miete kann sich 
der Baustandard auf den Preis auswirken. Die Vorlage des Ener-
gieausweises ist seit 2006 gesetzlich verpflichtend. Ist kein 
Energieausweis vorhanden, gilt die Annahme, dass die Ge-
samtenergieeffizienz des Gebäudes seinem Alter und seiner 
Art entspricht. Kann das zu einem späteren Zeitpunkt nicht 
nachgewiesen werden, so sind Käufer oder Mieter berechtigt, 
Gewährleistungsansprüche zu stellen. Ähnlich den Klassen- 
einteilungen von Elektrogeräten erfolgt durch die Berechnung 
des Energieausweises eine Einteilung in Gebäudeklassen. 

Die Unterschiede der Gebäudeklassen in ihren Verbrauchswer-
ten und ihren damit verbundenen Treibhausgasemissionen sind 
beträchtlich. So gilt per Definition ein Gebäude als Altbau, das 
einen Energiebedarf von über 200 Kilowattstunden pro Qua-
dratmeter und Jahr aufweist, während Passivhäuser per Defi-
nition mit nur 15 Kilowattstunden pro Quadratmeter und Jahr 
auskommen müssen. Bei Nutzung von Heizöl als Energiequelle 
bedeutet das im Vergleich einen Verbrauch von über 3.000 Li-
tern Heizöl bei einer CO2-Emission von etwa 9 Tonnen gegenüber 
einem Heizölbedarf von lediglich 200 Litern Heizöl und einer 

3.5 Die Rolle der Landnutzungsänderung

3.5.1 Wald: Ein nachhaltiger Rohstofflieferant

Etwa 4 Milliarden Hektar, ein Drittel der gesamten Landfläche unseres Planeten, sind mit Wald bedeckt. Unsere Wälder sind für einen 
beträchtlichen Anteil des CO2-Kreislaufes zwischen Atmosphäre und Land verantwortlich. Viele Milliarden Tonnen CO2 

ABBILDUNG 328: Rückgang der globalen Waldflächen über den Zeitraum menschlicher Kulturgeschichte - QUELLE: Forestry Commission UK Global Forest Watch

CO2-Emission von etwa 0,6 Tonnen. Mit dem Heizenergiebedarf 
eines Altbauhauses lassen sich 15 Passivhäuser mit meist höhe-
rem Wohnkomfort betreiben.

ABBILDUNG 329: Heizenergiebedarf verschiedener Gebäudetypen 
QUELLE: OIB, eigene Berechnung

Weiter mit: „5.2.4 Passive Nutzung von Solarenergie und Wärmerückgewinnung: Das Konzept Passivhaus“ K: 4, S: 136 
4/136
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sind in diesen Ökosystemen gespeichert (allein in den deutschen 
Wäldern 4,4 Milliarden Tonnen CO2): fast die doppelte Menge, 
die in den noch bekannten Ölvorkommen gespeichert ist und 
mehr als bis jetzt in der Atmosphäre vorhanden ist. In den Öl-
senken befinden sich etwa 2,4, in der Atmosphäre 3 Milliarden 
Tonnen CO2. Unsere Wälder können einen wichtigen Beitrag zum 
Klimaschutz leisten. Durch die Photosynthese binden sie CO2 aus 
der Atmosphäre in Biomasse. Bäume können das aufgenommene 
CO2 für lange Zeiträume speichern. 

In jungen Wäldern werden große Mengen CO2 sehr rasch gebun-
den. Mit steigendem Alter der Wälder erreicht die Bindung des 
Kohlendioxids ein stabiles Niveau; der Wald wird zu einem Koh-
lenstoffreservat, das auch als Kohlenstoffsenke bezeichnet wird. 
Leider wird seit tausenden Jahren ein schändlicher Raubbau an 
den Wäldern begangen. Vor 8.000 Jahren waren noch 50 % der 
Landfläche unseres Planeten mit Wald bedeckt. Seit 1850 sind 
durch die Entwaldung 120 Milliarden Tonnen CO2 freigesetzt 
worden, und jedes Jahr schrumpft der globale Waldbestand 
weiter. Jährlich gehen weltweit etwa 13 Millionen Hektar Wald 
verloren. Der Waldbestand in Österreich sowie in ganz Europa 
nimmt aufgrund der nachhaltigen Bewirtschaftung stetig zu – in 
Europa um etwa 600.000 Hektar jährlich. Das entspricht einer 
Zunahme von drei Fußballfeldern pro Stunde. Etwa 90 % des in 
Europa benötigten Holzes kommen aus diesen Wäldern. Das Po-
tenzial dieser Wälder ist bei weitem nicht ausgeschöpft, wobei 
Waldzuwachs und Waldnutzung durch nachhaltige Bewirtschaf-
tung keine Gegensätze darstellen. In der EU werden nur rund 
60 % des jährlichen Zuwachses genutzt. Daher ist der Holzvorrat 
in der EU zwischen 1990 und 2010 von 19 Milliarden Festmeter 
auf 24 Milliarden Festmeter angestiegen. Dies ist nicht zuletzt 
auf das aktive Forstmanagement zurückzuführen. 

Die Wälder unserer Erde sind aber durch den Klimawandel be-
droht, der wiederum durch weltweite Waldverwüstungen be-

schleunigt wird. Aufgrund der globalen Erwärmung werden in 
manchen Gebieten der Erde Niederschläge und in anderen eine 
zunehmende Trockenheit begünstigt – eine klare Herausfor-
derung für die internationale Klimapolitik. Die Einführung ei-
nes nachhaltigen Waldmanagements, der Schutz bestehender 
Ökosysteme sowie die Aufforstung bereits zerstörter Waldflä-
chen würde für viele globale Probleme eine Lösung darstellen.

Besondere Aufmerksamkeit gilt aber auch dem Rohstoff Holz als 
Baumaterial und seinem Einsatz in der Industrie, denn alle bei 
der Holzernte und Holzverarbeitung anfallenden Abfälle können 
als wertvolle, CO2-neutrale Energieträger eingesetzt werden. 
Holzprodukte sind nicht nur unter weniger Energieverbrauch und 
damit weniger CO2-Emissionen herstellbar, als andere Materiali-
en, sondern fungieren auch als zusätzliche CO2-Speicher. Wäh-
rend der gesamten Lebensdauer des Gebäudes oder Produkts 
bleibt das gespeicherte CO2 darin gebunden, bis es letztlich noch 
als Energieträger eingesetzt werden kann.

Nicht nur der Betrieb eines Hauses ist mit CO2-Emissionen ver-
bunden, sondern auch die Herstellung der verwendeten Bauma-
terialien. In Europa wird die Menge an CO2, die in Produkten und 
Gebäuden gespeichert ist, auf 220 Millionen Tonnen geschätzt. 
Der jährliche CO2-Ausstoß Österreichs liegt bei 83 Millionen 
Tonnen, etwa 14 Millionen Tonnen über dem Kyoto-Ziel. Bis zu 
86 % des CO2-Footprints beim Bau eines modernen Einfamilien-
hauses können durch den Einsatz von Holz eingespart werden. 
Aufgrund der guten Isolationswirkung von Holz können sogar 
Dämmstoffe eingespart werden. Der vermehrte Einsatz von Holz 
bringt also viele Vorteile mit sich.

ABBILDUNG 330: CO2-Footprint, Vergleich eines vierstöckigen Wohnhauses im 
Bau  - QUELLE: Edinburgh Centre of Carbon Management

ABBILDUNG 331: 1 m3 Holz spart gegenüber anderen Baumaterialien 0,7 bis 1,1 
Tonnen CO2 - QUELLE: Edinburgh Centre of Carbon Management

PRÄSENTATION 99: Das Potenzial der Landnutzungsänderung für den Klimaschutz (11 Folien)99
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VIDEO 14: Wald und Klimaschutz (5 min) 
TEXT 13: Das kann Holz (4 min) 
TEXT 50: Kaskadische Holznutzung (3 Seiten) 
TEXT 52: CO2-Kreislauf und Substitution (4 Seiten) 
LINK: www.proholz.at/shop/publikation-detail/kategorie/sons-
tige/produkt/wald-holz/ 
 

14

13,
50,
52

http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/8_Materialsammlung/Praesentationen/99_Praesentation/99_Praesentation_Das_Potenzial_der_Landnutzungsaenderung_fuer_den_Klimaschutz.pptx
http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/8_Materialsammlung/Videos/14_Video/14_Video_Wald_und_Klimaschutz.mp4
http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/8_Materialsammlung/Texte/13_Text/13_Text_Der_Standard_Die_Natur_wird_deutlich_zu_uns_sprechen.zip
http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/8_Materialsammlung/Texte/50_Text/50_Text_Kaskadische_Holznutzung.zip
http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/8_Materialsammlung/Texte/52_Text/52_Text_CO2-Kreislauf_und_Substitution.zip
http://www.proholz.at/shop/publikation-detail/kategorie/sonstige/produkt/wald-holz/
http://www.proholz.at/shop/publikation-detail/kategorie/sonstige/produkt/wald-holz/
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3.5.2 Die Rolle einer nachhaltigen Ernährung

! „Die Erde hat genug für die Bedürfnisse eines jeden Menschen, aber nicht für seine Gier.“

 Mahatma Gandhi (1869–1948) 

ABBILDUNG 332: Mahatma Gandhi - BILD: Unbekannter Fotograf

14 % der globalen treibhausschädlichen Emissionen werden 
durch die Landwirtschaft verursacht. In Österreich liegt der An-
teil der Landwirtschaft bei 10 %, wobei der größte Teil der Emis-
sionen dieses Sektors auf die Tierhaltung und die Produktion von 
Fleisch und Milchprodukten zurückgeht. Der Ackerbau zur Pro-
duktion von Nahrungsmitteln und die Forstwirtschaft machen 
dabei nur 25 % dieser Klimabelastungen aus. Die Hauptverur-
sacher sind die Emissionen aus tierischer Verdauung mit 41 %, 
sie können direkt der Herstellung von Fleisch und Milchproduk-
ten angerechnet werden. Die Bewirtschaftung der Ackerflächen 
macht 37 % der Emissionen aus. Sie resultieren aus dem Einsatz 
fossiler Energieträger als Treibstoffe und der Verwendung von 
Dünger und Pflanzenschutzmitteln. Fast 60 % der europäischen 
Getreideernte dienen als Futtermittel, demzufolge lassen sich 
wieder 22 % der gesamten landwirtschaftlichen Emissionen der 
Erzeugung von Fleisch und Milchprodukten zuschreiben. Die 
Emissionen, die durch das Stall- und Futtermanagement ent-
stehen, belaufen sich auf 22 %, auch sie werden direkt durch 
die Erzeugung tierischer Produkte verursacht. Insgesamt ist die 
Produktion tierischer Nahrungsmittel zu 85 % für die Emissionen 
aus dem gesamten Sektor Landwirtschaft verantwortlich.

Dabei hat Österreich mit etwa 14 Kilogramm CO2-Äquivalenten 
pro erzeugtem Kilogramm Rindfleisch den geringsten Ausstoß 
von Treibhausgasen in der ganzen EU. Der EU-Durchschnitt liegt 
bei 22 Kilogramm. In Brasilien liegt dieser Wert sogar bei 80 Ki-
logramm CO2-Äquivalent pro erzeugtem Kilogramm Rindfleisch. 
Gründe für die niedrigen Werte in Österreich sind vor allem die 
hohe Eigenproduktion an Futtermitteln und der hohe Grünfut-
teranteil. Der Anbau von Feldfuttermittel ist in Österreich auf 
etwa 18 % der gesamten Ackerfläche beschränkt. Daher ist es 
eine Herausforderung für die Landwirtschaft, die Versorgung 
des regionalen Marktes mit tierischen Produkten zu garantieren, 
denn Importe können die Emissionsbilanz nur verschlechtern. 
Das bedeutet, dass der Import von Futtermitteln für eine gute 
Emissionsbilanz zu vermeiden ist. In den letzten 50 Jahren hat 
sich der weltweite Fleischbedarf vervierfacht. 2010 standen pro 
Person etwa 42 kg Fleisch zur Verfügung, wobei ein Verbrauch 
von etwa 30 Kilogramm pro Kopf in den Entwicklungsländern ei-
nem Verbrauch von etwa 80 Kilogramm in den Industrieländern 

gegenüberstand. Etwa 42 Millionen Tonnen Fleisch werden in 
Europa jedes Jahr produziert. Der Konsum von Fleisch ist in den 
letzten Jahrzehnten stark gestiegen und bleibt mittlerweile auf 
hohem Niveau konstant. Pro Kopf werden in der EU jährlich 65 
Kilogramm Fleisch konsumiert, in Österreich liegt der Verbrauch 
bei etwa 100 Kilogramm. Während die Fleischmärkte in den In-
dustrieländern als gesättigt gelten, befinden sie sich in den Ent-
wicklungsländern im Wachstum. In Asien ist der durchschnitt-
liche Verbrauch seit 1980 von etwa 14 auf fast 60 Kilogramm 
gestiegen, das entspricht der vierfachen Menge.

Fleisch ist gesund. Zu viel davon aber nicht; das gilt vor allem für 
Rindfleisch. Dies geht aus der EPIC-Studie der Weltgesundheits-
organisation hervor. Diese Studie untersucht die Zusammenhän-
ge zwischen Ernährung und Krebserkrankungen in Europa. Ab 
dem Verzehr von 300 Gramm pro Woche gehört man zur Risiko-
gruppe. Pro 100 Gramm, die täglich konsumiert werden, erhöht 
sich vor allem das Darmkrebsrisiko um 50 %, bei gleichen Men-
gen an Wurstware sogar um 70 %. Laut einer Empfehlung der 
Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) sollen „nur etwa 
5 % des Bedarfes an Kalorien in Form von Fleisch und Wurst ge-
deckt werden. In Österreich sind es aber 12 % des menschlichen 

ABBILDUNG 333: Schau hin, was du isst! - BILD: Oro Verde
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Nahrungsenergiebedarfs, der durch Fleisch und Wurst gesättigt 
wird. Würden wir mehr Getreide, Obst und Gemüse konsumie-
ren, würde das nicht nur unserer Gesundheit förderlich sein, 
sondern auch unseren Bedarf an Ackerfläche um 30 % senken“, 
sagt Matthias Zessner, Professor an der Technischen Universität 
Wien. Diese Flächen könnten zur Produktion von Bioenergie und 
damit zum Klimaschutz und zur Energieunabhängigkeit Öster-
reichs einen wesentlichen Beitrag leisten.

! Wie tief der Fleischkonsum in unserer Kultur verankert ist, zeigt sich unter anderem darin, dass die französische Küche durch 
die UNESCO zum Weltkulturerbe ernannt wurde; eine Küche, die großteils auf die Verarbeitung von Rindfleisch ausgerichtet 
ist. Für eine menschliche Kultur, zu der auch die Erhaltung der Ökosysteme, das Streben nach sozialer Gerechtigkeit und die 
eigene Gesundheit zählen, müsste eher gelten: Zurück zum Sonntagsbraten.

ABBILDUNG 334: Regionale Produktion von Bioethanol schützt den Regenwald. 
QUELLE: Landwirtschaftskammer Österreich - BILD: Minna 1608

ABBILDUNG 335: Regionale Produktion von Biodiesel schützt den Regenwald. 
QUELLE: Landwirtschaftskammer Österreich - BILD: Daniel Schwen

ABBILDUNG 336: Treibhausgaseinsparung durch Bio-Landwirtschaft 
QUELLE: Lindenthal BOKU

3.5.3 Biolandbau spart nicht nur Emissionen ein

Produkte aus biologischer Landwirtschaft verfügen über eine 
bessere CO2-Bilanz als konventionell hergestellte Lebensmittel, 
das zieht sich durch die gesamte Palette landwirtschaftlicher 
Produktion. Was genau „Bio“ ist, wird sowohl durch nationale 
als auch internationale Verordnungen geregelt; dadurch ergibt 
sich ein Gefälle zwischen Produkten, die laut Verordnung gerade 
noch „Bio“ sind und solchen, die mit noch höheren Standards 
produziert wurden.

Generell erhebt die Biolandwirtschaft den Anspruch, ohne den 
Einsatz von konventionellen Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 
sowie ohne Gentechnik zu produzieren. Dadurch trägt sie nicht 
nur zur Reduktion von Treibhausgasemissionen bei, sondern 
auch zur Verminderung von Bodenerosion und zur Erhaltung der 
Biodiversität. Außerdem gelten Nahrungsmittel, die unter den 

Kriterien der biologischen Landwirtschaft hergestellt werden, 
auch als qualitativ hochwertiger als konventionelle Produkte. Ein 
Vergleich von über 40 veröffentlichten Studien zum Nährstoff-
gehalt von Biolebensmittel durch die US-amerikanische Ernäh-
rungswissenschaftlerin Virginia Worthington besagt, dass diese 
durchschnittlich über 27 % mehr Vitamin C, 21 % mehr Eisen, 29 
% mehr Magnesium und 14 % mehr Phosphor verfügen; neben-
bei enthalten sie 15 % weniger Nitrate. 

Somit sind biologisch hergestellte Lebensmittel gut für den 
Menschen und das Ökosystem, Klimaschutz mit inbegriffen. 
Österreich hat in Sachen Biolandbau eine Vorreiterrolle einge-
nommen: Der Anteil an biologisch bewirtschafteter Landwirt-
schaftsfläche liegt bei etwa 20 %, der Anteil an Biobetrieben bei 
16 %. Im Vergleich mit anderen EU-Ländern belegt Österreich 
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! Eine Studie der Universität für Bodenkultur Wien (BOKU) hat ergeben, dass die jährlich von oberösterreichischen Haushalten 
in den Restmüll geworfenen Lebensmittel und Speisereste einen ökonomischen Wert von rund 116 Euro pro Person bzw. 277 
Euro pro Haushalt darstellen. Für das ganze Bundesland ergibt sich so in etwa ein Gegenwert von 163 Millionen Euro, der 
in Form von Lebensmitteln und Speiseresten in den Restmüll entsorgt wird. Auf ganz Österreich hochgerechnet, landet auf 
diese Weise ungefähr eine Milliarde Euro im Müll. 

3.6 Die Rolle der Industrie: Langlebige Produkte aus nachhaltigen Rohstoffen

Die Industrie und das produzierende Gewerbe emittieren 14 % 
der weltweiten Treibhausgase. Der Anteil der Industrie an der 
Treibhausgasbelastung auf dem Energiesektor wird hier jedoch 
ebenso wenig dargestellt wie ihr Anteil am Transportsektor auf-
grund des globalen Warenverkehrs. Chinas Industrie hat einen 
Anteil von etwa 70 % an den Emissionen des chinesischen Ener-
giesektors, der sich zum größten Teil auf den Einsatz von Kohle 
stützt. Auch in anderen produzierenden Entwicklungsländern 
zeichnet sich ein hoher Anteil der Industrie am Energiebedarf ab. 
In vielen westlichen Industrienationen ist der Anteil der Industrie 
mit etwa 30 % zwar weitaus geringer, der Energiebedarf dieser 
Nationen ist aber wesentlich größer. Somit nimmt die globale In-
dustrie letztlich einen Anteil an den Emissionen des weltweiten 
Energiesektors von über 30 % ein. 

Nur eine auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Industrie kann einen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten. Das verlangt eine möglichst re-
gional angesiedelte Produktion zur Minimierung der Transport-
wege und den Einsatz hochwertiger Materialien zur Herstellung 

langlebiger Produkte. Die vermehrte Verwendung hochwertiger, 
nachwachsender oder wiederverwertbarer Rohstoffe, hohe Ver-
arbeitungsqualität und intelligentes Design können die nächste 
„Industrielle Revolution“ bringen.

Der Verfahrenstechniker und Chemiker Michael Braungart und 
der US-amerikanische Architekt William McDonought haben 
dazu das System Cradle to Cradle entwickelt. „Von der Wiege zur 
Wiege“ beschreibt ein Industriesystem, das keine Abfälle kennt, 
sondern nur Rohstoffe, die sich in Kreisläufen befinden. Schon 
bei der Materialauswahl und beim Design eines Produktes wird 
dessen Wiederverwertung einbezogen. 

Cradle to Cradle verbindet ökologische und soziale Nachhal-
tigkeit mit kommerzieller Relevanz. Aufgrund der Wiederver-
wendung der Rohstoffe sinken die Produktionskosten, durch 
die Reduktion der Schadstoffe in der Produktion sind diese 
unbedenklich in der Verwendung. Außerdem werden durch das 
Wegfallen der Entsorgung weitere Kosten gespart. Durch dieses 

mit Abstand den ersten Platz. Rang Zwei geht an Dänemark mit 
6 % Biobetrieben. Beim Ranking des größten Anteils biologisch 
bewirtschafteter Fläche hält Schweden den zweiten Platz mit 
etwa 10 %. Der Durchschnitt der EU-27 lag 2007 bei 4,1 % bio-
logisch bewirtschafteter Fläche.

Im Jahr 2010 betrug das Agrarbudget der EU 60 Milliarden Euro, 
mehr als 40 % des EU-Haushaltes. Mit diesem Geld wird die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Landwirtschaft gestärkt. 
Diese flächenbezogenen Subventionen sind für die Aufrechter-
haltung der Lebensmittelproduktion in der EU essenziell. Nur so 
kann die Lebensmittelversorgung auch in Krisenzeiten (Umwelt-
katastrophe, regionale Ernteausfälle) aufrechterhalten werden.

Der falsche Einsatz von Überschussmengen kann jedoch zu Ver-
zerrungen führen. Am deutlichsten wird dieser Effekt am Bei-
spiel des Exportes von europäischem Fleisch nach Afrika. Infolge 
der Subventionen und der Effizienz der europäischen Fleischin-
dustrie werden die Produkte so günstig, dass sie sogar in Afrika 
vermarktet werden können. Die Fleischproduktion afrikanischer 
Kleinbauern kann nicht mit diesen Preisen mithalten und wird 
dadurch vom afrikanischen Markt verdrängt. Diese Vermarktung 
von europäischem Fleisch – meist Teile des Tieres, die in Europa 
keinen Absatz finden – führt zu enormen Schäden der afrikani-
schen Volkswirtschaften und trägt dazu bei, dass sich die globa-
len sozialen Spannungen weiter verschärfen.

Lebensmittel werden von allen Akteuren entlang der Wertschöp-
fungskette aus verschiedenen Gründen entsorgt. Lebensmittel 
sind sehr anspruchsvolle Produkte, und nicht immer gelingt eine 
Distribution auf optimale Weise. Daneben ergeben sich im Zusam-
menspiel mit marktpolitischen oder gesellschaftlichen Faktoren 
immer wieder Gründe, weshalb Lebensmittel nicht dem mensch-
lichen Verzehr, sondern der Abfallentsorgung zugeführt werden.

Laut Berichten des Nachrichtensenders n-tv (RTL Group) gehen 
in Entwicklungsländern aufgrund mangelhaften Transports so-
wie unzureichender Verpackung oder Verarbeitung etwa 40 % 
des Getreides auf dem Weg vom Hersteller zum Verbraucher ver-
loren. Nach Aussage der FAO (Food and Agriculture Organization 
der United Nations) handelt es sich dabei um jährlich 150 Milli-
onen Tonnen Getreide. Diese Menge ist das Sechsfache dessen, 
was nötig wäre, um den globalen Nahrungsmittelbedarf zu de-
cken. In den Industrieländern entstehen diese Lebensmittelver-
luste oftmals bei noch völlig genießbaren Produkten. Ursachen 
für die Entsorgung von Lebensmitteln sind hier beispielsweise 
Überproduktion, Lagerüberschüsse, Fehletikettierungen, Trans-
portbeschädigungen, Sortimentswechsel oder Verpackungsneu-
gestaltungen.

EXKURS 5: Exkurs zum Energiebedarf von Österreichs Wirt-
schaftssektoren
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http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/8_Materialsammlung/Exkurse/5_Exkurs/5_Exkurs_Exkurs_zum_Energiebedarf_von_Oesterreichs_Wirtschaftssektoren.zip
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Konzept können Ressourcen, die zum Beispiel aus dem zu Nei-
ge gehenden Rohstoff Öl gewonnen werden, immer wieder zum 
Einsatz kommen, sie bleiben der Industrie als technische Roh-
stoffe erhalten. Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen kön-
nen am Ende ihrer Lebensdauer als biologische Nährstoffe dem 
Ökosystem zurückgeführt werden. Der Einsatz nachwachsender 
Rohstoffe ermöglicht die Speicherung von CO2 in Produkten über 
ihre Lebensdauer und vermindert die CO2-Belastung, wenn die 
Rohstoffe wiederverwendet werden.

EXKURS 5: Exkurs zum Energiebedarf von Österreichs Wirt-
schaftssektoren

! Nach den Feiertagen werden vielerorts die Weihnachts-
bäume entsorgt. Die vorher prachtvoll geschmückten 
Nadelbäume haben aber auch nach ihrer eigentlichen 
Bestimmung noch einen erheblichen Nutzen, wenn die 
in Holz und Nadeln gespeicherte Energie zur Strom- und 
Wärmeproduktion genutzt wird. Ein durchschnittlicher 
Weihnachtsbaum kann etwa genug Strom für den Be-
trieb der zuvor auf seinen Ästen genutzten Lichterkette 
produzieren. 500 Weihnachtsbäume können in Form 
von Hackschnitzeln sogar einen Durchschnittshaushalt 
ganzjährig elektrisch versorgen oder in der Wärmenut-
zung knapp 1.000 Liter Heizöl sparen.

! Kann man von Recycling sprechen, wenn aus Plastikflaschen Verpackungsmaterial wird, das nur noch energetisch verwendet 
oder in Deponien gelagert werden kann? Genaugenommen erfahren die Materialien in diesem Fall ein Downcycling. Bei der 
energetischen Verwertung werden klimaschädliche Gase frei, Filter und Verbrennungsrückstände sind hochgradiger Sonder-
müll. Viele Kunststoffe haben hohe Halbwertszeiten: ein Problem für uns und künftige Generationen.

! „Wer jetzt sparen, verzichten und vermeiden predigt, der sorgt dafür, dass sich das bestehende 
falsche System nicht ändert. Wir brauchen wirklich alles noch einmal neu. Wenn wir so weiter-
machen und Produkte herstellen, um sie danach zu entsorgen, dann wird die ganze Erde früher 
oder später zu einer großen Müllkippe. Die Zukunft ist, dass Firmen zu Rohstoffbanken werden, 
das bedeutet, dass sie nur noch die Nutzung der Rohstoffe vermarkten, aber das Material be-
halten. Auf Dauer wird dadurch viel billiger produziert werden, weil nicht mehr die billigsten, 
sondern die besten Materialien zum Einsatz kommen.“

 Michael Braungart 

ABBILDUNG 337: Michael Braungart - BILD: Michael Braungart

ABBILDUNG 338: Wege von Kunststoffverpackungen in Österreich 
QUELLE: Eurostat, ARA, Applied Market Information

3.6.1 Recycling – Produktion im Kreislauf

Die Natur hat ihr System auf Kreisläufe ausgerichtet. Wenn sich 
das technische Design ebenso daran orientiert, kann von Nach-
haltigkeit gesprochen werden. Wir können durch unser Kon-
sumverhalten die Entwicklungen in der Wirtschaft beeinflussen; 
dafür ein Bewusstsein zu schaffen, ist eine Herausforderung für 
die Pädagogik. Wenn unsere Erde in Zukunft zehn Milliarden 
Menschen ernähren soll, wird der nachhaltige Rohstoffeinsatz 
ein Muss werden. 

Alleine in der EU landen jedes Jahr etwa 3 Milliarden Tonnen 
hochwertiger Materialien in den Müllverbrennungsanlagen. Da-
durch gehen sie nicht nur für immer verloren, sondern verursa-
chen durch die Förderung und Bereitstellung neuer Ressourcen 
zusätzlich einen erheblichen Energieaufwand und eine dement-
sprechende Treibhausgasbelastung. Durch die Wiederverwer-
tung von Altstoffen konnten in Österreich im Jahr 2011 615.000 
Tonnen CO2 eingespart werden, was knapp 2 % der gesamten 
Einsparungen entspricht. Der nicht-biologische Anteil des Ab-
falls, der in Österreich energetisch verwertet wurde, betrug 2 % 
des Bruttoinlandsbedarfes an Energie.
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TEXT 28: Die Zeit: Handy im Müll (2 Seiten)
28

http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/8_Materialsammlung/Exkurse/5_Exkurs/5_Exkurs_Exkurs_zum_Energiebedarf_von_Oesterreichs_Wirtschaftssektoren.zip
http://bioeedb.biomasseverband.at/fileadmin/db/live/8_Materialsammlung/Texte/28_Text/28_Text_Die_Zeit_Handy_im_Muell.zip
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3.6.2 Kunststoffe aus Biomasse

Laut BP (für: „British Petroleum“, heute „beyond petroleum“) 
werden fast 90 % der Chemieprodukte aus Erdöl gewonnen, al-
len voran Kunststoffe. In der Europäischen Union werden nur 
20 % der eingesetzten Kunststoffe technisch wiederverwertet, 
30 % werden in Müllverbrennungsanlagen verbrannt. Der Rest, 
also 50 % werden in Deponien gelagert. In Österreich werden 
durch die Sammlungen der ARA (Altstoff Recycling Austria) aus-
schließlich Kunststoffverpackungen verwertet, das betrifft etwa 
drei Viertel der in Umlauf gebrachten Weichverpackungen. Etwa 
37 % der Weichverpackungen werden thermisch verwertet, d. h. 
in Müllverbrennungsanlagen verbrannt. Etwa 33 % der Kunst-
stoffverpackungen werden stofflich genutzt; 25 % dieser Mate-
rialien werden sortenrein gesammelt oder getrennt und können 
dadurch ohne Qualitätsverlust verarbeitet werden. Nur 8 % der 
gesammelten Materialien werden als Kunststoffe minderer Qua-
lität neu verwertet.

Da Leichtverpackungen nur etwa 26 % aller Kunststoffe aus-
machen, die in Österreich in Umlauf kommen, beträgt der Anteil 
der stofflich wiederverwerteten Kunststoffe nur 11 %. Damit 
bewegt sich Österreich im EU-Feld weit unter dem Durchschnitt, 
der bei 18 % liegt. Recycling ist nur dann ein sinnvoller Weg, 
wenn Materialien zum Einsatz kommen, die zu 100 % wieder-
verwertbar oder biologisch abbaubar sind. Dieses Problem wird 
sowohl durch die Erzeuger von Kunststoffprodukten als auch die 
Konsumenten verstärkt. Während viele Kunden durch ihre Kau-
fentscheidung nicht recycelbaren Produkten den Vorzug geben, 
wird von den Produzenten eine Vielzahl von Kunst- und Ver-
bundstoffen eingesetzt, die sowohl Konsumenten als auch den 
wiederverwertenden Betrieben eine hohe Recyclingrate unmög-
lich machen.

Fast 40 % der Kunststoffe werden in Europa als Verpackungs-
material eingesetzt. Die deutsche Stiftung Warentest hat 2005 

Lebensmittel geprüft, die in Kunststoffe verpackt waren; das Er-
gebnis war eindeutig: 17 von 26 in Folie verpackte Käsestücke 
wiesen Rückstände von Weichmachern auf, acht davon waren 
deutlich und zwei sehr stark belastet. Belastungen durch Weich-
macher treten aber fast überall auf, wo Kunststoffe als Verpa-
ckungsmaterial eingesetzt werden. Auch bei Nahrungsmitteln, 
die in Gläsern verpackt sind, kommt es durch die Dichtungen der 
Verschlüsse zu Belastungen. 

Die Universität Heidelberg hat mehr als 200 verschiedene Trink-
flaschen von über 100 Unternehmen untersucht: Bei nur 2 bis 
3  % der Flaschen war der Inhalt nicht mit Antimon belastet. 
Antimon ist ein Schwermetall und kommt als Katalysator in der 
PET-Produktion zum Einsatz. Schon weniger als ein Gramm An-
timon wirkt dabei für den Menschen als tödliches Gift. Der An-
timongehalt aller getesteten Getränke liegt zwar deutlich unter 
den Grenzwerten, je länger sich die Flüssigkeiten aber in den 
Trinkflaschen befinden, desto höher ist die Konzentration des 
giftigen Schwermetalls.

Es gibt viele Gründe, die für den verstärkten Einsatz von Biokunst-
stoffen sprechen, und die Idee ist nicht neu. Bereits 1941 stellte 
Henry Ford ein Auto vor, dessen Karosserie aus Soja-Kunststoff 
gefertigt war. Aber durch den Ausbruch des Zweiten Weltkrieges 
kam es nicht zu einer Realisierung. 2003 präsentiert die Firma 
Ford das Konzept Model U, ein Fahrzeug, das ausschließlich aus 
vollständig recycelbaren und biologisch abbaubaren Rohstoffen 
besteht. 

Jedes Jahr werden weltweit etwa 260 Millionen Tonnen Kunst-
stoff hergestellt, laut der US-Wetter- und Ozeanografiebehörde 
NOAA landen davon etwa 10 % im Meer. Dieses Plastik macht 
90 % der festen Abfälle aus, die unsere Meere verschmutzen. 
Welch riesige Mengen Plastikmüll im Meer schwimmen, wurde 

ABBILDUNG 339: Ford „Soybean Car“ 1941 aus Soja-Kunststoff 
BILD: Ford Werke AG

ABBILDUNG 340: Ford Model U 2003 aus vollständig recycelbaren Rohstoffen 
BILD: Ford Werke AG

PRÄSENTATION 100: Das Potenzial nachhaltiger und recycelfähiger Rohstoffe (9 Folien)
100
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auf der Suche nach dem im März 2014 auf rätselhafte Weise ver-
schollenen Flug MH 370 deutlich, als sich vermeintliche Wrack-
teile des Flugzeuges immer wieder als Abfall herausstellten.  

Plastik hat im Meer eine durchschnittliche Haltbarkeit von 450 
Jahren. Der Anteil an UV-Strahlung aus dem Sonnenlicht und das 
Salz des Meerwassers sorgen dafür, dass die Kunststoffe lang-
sam zerfallen. Kleine Stücke von im Meer treibenden Kunststof-
fen werden von Meerestieren oft fälschlicherweise für Nahrung 
gehalten. Das für die Tiere unverdauliche Material kann ihren 
Verdauungstrakt verstopfen und zum Tod führen. Plastik hat die 
Eigenschaft, im Wasser gelöste Umweltgifte auf der Oberfläche 
zu speichern. Meerestiere fressen Plastikpartikel und auf diese 
Weise gelangen diese Gifte in die Nahrungsmittel.

ABBILDUNG 341: Plastik als Trägermedium, Umweltgifte in der Nahrungskette 
BILD: Marcus Eriksen, Algalita Marine Research Institute

! Biokunststoffe können einen Beitrag zum Klimaschutz leisten, weil durch ihren Einsatz fossile Rohstoffe eingespart werden. 
Viele Biokunststoffe sind vollständig biologisch abbaubar und schadstofffrei oder vollständig recycelfähig. Sie können so 
wie Kunststoffe auf fossiler Basis nach dem Ablauf der Produktlebensdauer energetisch genutzt werden. Nahezu alle Bio-
kunststoffe, die in Form von Müll in unsere Ökosysteme gelangen, stellen keine Gefahr für diese dar.

FILMTIPP: Plastic Planet: http://www.plastic-planet.de/schule.html

ABBILDUNG 342: Kreisläufe von Biokunststoffen - QUELLE: European Bioplastics

TIPP
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4 HANDLUNGSANWEISUNGEN: WAS KANN ICH TUN?

Dieser Abschnitt stellt Modelle vor, die für eine Sensibilisierung in Bezug auf den eigenen Ressourcenverbrauch und Energie-
bedarf sowie den damit verbundenen Anteil an den Emissionen hilfreich sind. Konsum- und Verhaltensweisen haben großen 
Einfluss auf diesen persönlichen Anteil. Die Modelle zeigen die Verantwortung des Einzelnen auf und bieten Handlungs-
möglichkeiten. Es geht dabei nicht um die Zuweisung von Schuld, sondern um eine aktive und eigenständige Wahrnehmung 
dieser Verantwortung. Die aktive Übernahme dieser Verantwortung verleiht uns Macht und führt so zu einer Steigerung der 
Selbstwahrnehmung. Jugendliche können an dieser Verantwortung wachsen und ihre Selbstbestimmung festigen.

!

4.1 Das Modell ökologischer Fußabdruck

Der ökologische Fußabdruck bemisst alle Ressourcen, die eine 
Person zur Bewältigung ihres Alltags in Anspruch nimmt, und 
legt sie auf eine gedachte Fläche um: die Fläche, die notwendig 
ist, um die Aufrechterhaltung dieses Lebensstils unter den be-
stehenden Produktionsbedingungen dauerhaft zu ermöglichen. 

Für die Berechnung werden die Anteile der Erdoberfläche, die 
von der Menschheit genutzt werden, modellhaft in einen Hek-
tar gebracht. Die realen Anteile, die diese Flächen dabei an der 
Erdoberfläche einnehmen, spiegeln sich in diesem sogenannten 
globalen Hektar wider. Ausgenommen sind nur Wüsten, Glet-
scher und offene Meeresoberflächen, auf denen kein Fischfang 
betrieben wird. Ein solcher globaler Hektar verfügt beispiels-
weise über die Produktionskapazität von Nahrungsmitteln, die 
dem Anteil an landwirtschaftlicher Nutzfläche und den Fische-
reiflächen entspricht, plus der Energiefläche, abhängig von den 
Energieträgern zur Nahrungsmittelproduktion. Für die Deckung 
des jeweiligen CO2-Ausstoßes werden der Waldanteil und dessen 
Kapazität zur Bindung von CO2 herangezogen.

Das Modell des ökologischen Fußabdruckes ermöglicht die Dar-
stellung der Biokapazität unseres Planeten. Wird der Flächenbe-
darf der Menschheit mit den realen Flächen verglichen, ergibt 
sich daraus eine Differenz – ein Defizit oder eine Reserve zur De-
ckung unserer Lebensweise. Für 2008 lag der durchschnittliche 
Fußabdruck bei 2,7 globalen Hektar, zur Verfügung stehen aber 
lediglich 1,8 ha. Daraus ergibt sich ein Defizit von 0,7 Hektar 
pro Person. Das Ökosystem unseres Planeten würde bei dieser 

ABBILDUNG 343: Wir leben über unsere Verhältnisse. Unser Rohstoffbedarf überschreitet die Kapazität des Planeten; die Menschheit bräuchte 1,5 Erden, um ihren 
Lebensstil zu sichern. - QUELLE: WWF

PRÄSENTATION 101: Modelle: ökologischer Fußabdruck und ökologischer Rucksack (8 Folien)

Lebensweise fast 1,5 Jahre zur Wiederherstellung der verbrauch-
ten Ressourcen benötigen. Bildlich gesprochen bräuchten wir 
1,5 Planeten für die Deckung unseres Lebensstandards. Regional 
variiert der ökologische Fußabdruck sehr stark. Das Emirat Katar, 
Gastgeber der COP-18 (Conference of the Parties) 2012, ist mit 
11,7 Hektar pro Kopf der absolute Spitzenreiter, der besetzte Teil 
Palästinas hat mit 0,46 Hektar pro Kopf den geringsten Ressour-
cenverbrauch. 

Dänemark hinterlässt mit 8,3 Hektar pro Kopf den größten öko-
logischen Fußabdruck Europas und damit sogar einen höheren 
Ressourcenverbrauch als die USA mit 7,2 Hektar pro Person. 
Hätten alle Erdenbürger einen so großen Ressourcenbedarf wie 
der durchschnittliche Däne, so bräuchten wir fast fünf Planeten. 
Würden alle Menschen dieser Erde leben wie ein durchschnitt-
licher Österreicher (4,9 Hektar), müssten uns etwa 2,5 Planeten 
zur Verfügung stehen. 

Aus der Biokapazität des Planeten lässt sich auch der Tag errech-
nen, an dem das Potenzial der Natur ausgeschöpft ist. Dieser Tag 
wird Welterschöpfungstag oder Earth Overshoot Day genannt. 
Der Welterschöpfungstag fiel im Jahr 2012 auf den 22. August, 
die Gesamtleistung der Natur wurde damit in weniger als neun 
Monaten verbraucht. Der Ressourcenbedarf bis zum Ende des 
Jahres 2012 führt uns weiter in die ökologische Verschuldung 
und in eine Verschuldung gegenüber kommenden Generationen. 
In den USA war der Erschöpfungstag bereits am 28. März, der 
von Österreich fiel auf den 3. Mai.
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4.2 Das Modell ökologischer Rucksack

Bei diesem Modell wird die Menge an Ressourcen, die zur Bereit-
stellung eines Produktes oder einer Dienstleistung benötigt wird, 
aufgezeigt. Wie auch bei der Darstellung des ökologischen Fuß-
abdruckes werden alle Schritte entlang der Lebensdauer eines 
Produktes oder einer Dienstleistung dargestellt. Angegeben wird 
für diesen Rucksack das Verhältnis von investierten Ressourcen 
zum gewonnenen Produkt. Ein typischer Wert ist der Faktor 5 für 
die Erzeugung von Kunststoffen: Für ein Kilogramm Kunststoff 
werden also 5 Kilogramm an Ressourcen benötigt. Bei Papier 
beträgt der Faktor 15, bei Aluminium 85, 500 bei Kupfer und 
550.000 bei Gold.

Die Modelle von Fußabdruck und Rucksack können auch in ver-
einfachter Form für die Darstellung eines bestimmten Rohstoffes 
verwendet werden. Das Modell des CO2-Rucksackes für Lebens-
mittel oder Kleidungsstücke verdeutlicht den Ressourcenbedarf 
eines Produktes. Laut der Institution Agrarmarkt Austria (AMA) 
ist der ökologische Rucksack eines importierten Lebensmittel-
korbes im Durchschnitt 32-mal so schwer wie der des heimi-
schen Lebensmittelkorbes.

4.3 Energiesparen durch Transparenz: Die Klassifizierung von Produkten

! Die Hersteller von Elektrogeräten sind dazu verpflichtet, diese gemäß dem EU-Energielabel zu klassifizieren. Seit der Einfüh-
rung des Labels ist der durchschnittliche Energiebedarf von Kühlschränken um 80 % gesunken.

Die effizienteste Schonung von Ressourcen besteht darin, die-
se gar nicht erst zu verbrauchen. Die Effizienzsteigerung unse-
res Energiesystems ist Teil des europäischen Energiefahrplans.
„20-20-20 bis 2020“ heißt es vonseiten der Europäischen Kom-
mission: Bis 2020 sollen 20 % der CO2-Emissionen eingespart 
werden, der Anteil der Erneuerbaren soll europaweit mindestens 
20 % betragen und unser Energiesystem soll effizienter werden. 
Eine Einsparung von 20 % Energie ist als Ziel festgelegt worden. 

Die Vermeidung von Verlusten in der Energieversorgung, wie 
etwa die Erneuerung ineffizienter Systeme, stellt dabei nur einen 
Ansatz dar. Dem Einsparungspotenzial auf privater Ebene wird 
von Experten besonders große Bedeutung beigemessen. Soge-
nannte wirtschaftlich realisierbare Maßnahmen – Maßnahmen, 
die keine zusätzlichen Kosten verursachen oder sogar Gewinne 
bringen – bewirken im Durchschnitt Einsparungen von 20 % bis 
30 %. 

Wir benötigen Energie in Form von Wärme, Treibstoffen und 
Strom, es gibt daher viele Möglichkeiten, wie Energie eingespart 
werden kann. Sie reichen von der thermischen Sanierung eines 
Gebäudes über die Verwendung öffentlicher Verkehrsmittel bis 
zum Tausch von Elektrogeräten. Vor allem beim Kauf von Neuge-
räten sollte der Aspekt des Energiebedarfes in die Kaufentschei-
dung hineinspielen. Um den Konsumenten bei Kaufentscheidun-
gen zu unterstützen, wurde in der EU etwa die verpflichtende 
Kennzeichnung von Elektrogeräten umgesetzt. Die Klassifizie-
rungsverpflichtung wird in den nächsten Jahren auch auf Heiz-
systeme ausgeweitet werden.

ABBILDUNG 344: EU-Energieverbrauchskennzeichnung 
QUELLE: Europäische Kommission

ARBEITSAUFTRAG 8: Energiesparvertrag
ARBEITSAUFTRAG 10: Was kann ich mit der Energie in 1 kWh alles tun?
EXKURS 19: Der CO2-Rucksack von Lebensmitteln
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ABBILDUNG 345: Energieausweis alt (oben), Energieausweis neu (unten) 
QUELLE: Bioenergie 2020+

Das österreichische Institut für Bautechnik, das mit der Ausarbei-
tung der nationalen Umsetzungsrichtlinien im Gebäudebereich 
betraut ist, hat in seiner „Richtlinie 6: Energieeinsparung und 
Wärmeschutz“ zusätzlich zum spezifischen Heizwärmebedarf 
weitere Kenngrößen definiert, die Aufschluss über die Gesam-
teffizienz von Gebäuden geben: Der Primärenergiebedarf gibt die 
gesamte Energiemenge an, die nötig ist, um den Bedarf des Ge-
bäudes abzudecken, einschließlich aller Verluste und Vorketten. 
Er ist ein Maß für die Effizienz der Energieumwandlung und weist 
einen erneuerbaren und einen nicht erneuerbaren Anteil auf. Be-
rechnet werden die Gesamtemissionen an CO2 für die Energiever-
sorgung des Gebäudes, einschließlich Transport und Bereitstel-
lung der Energieträger sowie aller Verluste. Die Kenngröße gibt 
direkt Aufschluss über die Klimarelevanz der Energieversorgung 
des Gebäudes. Nur erneuerbare Energieträger wie Biomasse kön-
nen hier gute Werte erreichen. Der Gesamteffizienzfaktor stellt 
den Endenergiebedarf eines Gebäudes ins Verhältnis zu einem 
Referenz-Endenergiebedarf für ein Gebäude am Stand der Tech-
nik des Jahres 2007. Der Faktors soll die Verbesserung der Ge-
samteffizienz des Gebäudes inklusive der gesamten Haustechnik 
im Bezug auf ein Referenzjahr veranschaulichen. Diese neuen 
Bewertungsgrößen werden künftig auch im Energieausweis von 
Gebäuden angegeben. Die Abbildung rechts zeigt den Vergleich 
der Energieskalen des „alten“ Energieausweises mit der Angabe 
des HWB und des „neuen“ Energieausweises mit der zusätzlichen 
Angabe von Primärenergiebedarf (PEB), Kohlendioxidemissionen 
(CO2) und Gesamteffizienzfaktor (fGEE). Durch die Einführung 
dieser Bewertungsgrößen liegt der Fokus nicht mehr ausschließ-
lich auf der thermischen Qualität der Gebäudehülle.

4.3.2 Energieeffizienzlabel für Gebäude: Der Energieausweis

In Österreich gibt es kein verbindliches Energielabel für Fahrzeu-
ge. In Deutschland ist eine Klassifizierung für Automobile seit 
2011 für Hersteller verpflichtend. Die Kriterien dieses Labels sind 
jedoch unter scharfe Kritik geraten. Der Grund dafür ist, dass die 
Klassifizierung nicht nach den absoluten Werten des Kraftstoff-
verbrauches und der CO2-Emissionen erfolgt, sondern aus deren 
Verhältnis zum Gesamtgewicht des Fahrzeuges. Das Argument 
für diese Bewertung ist, dass schweren Fahrzeugen ein höherer 
Verbrauch zugestanden wird als leichteren. Die Klassifizierung 
gibt also Auskunft darüber, wie effizient ein Fahrzeug in seiner 
Klasse ist. Ein hochmotorisiertes und schweres Oberklassenfahr-
zeug (z. B. Porsche Cayenne) kann durch dieses System als um-
weltfreundlich klassifiziert werden. Die Anforderung, Verbrau-
cher zum Kauf von CO2-sparsameren Fahrzeugen anzuregen, 
ist durch diese Klassifizierung nicht gegeben. Wie absurd eine 
Einteilung nach diesen Kriterien ist, zeigt die Abbildung. Deut-
sche Umweltorganisationen sowie der Verkehrsclub Deutschland 
(VCD) sehen in diesem Label eine erfolgreiche Lobbyarbeit der 
Automobilindustrie. 

ABBILDUNG 346: Pkw-Energielabel für Deutschland, Stand 2011 
QUELLE: ARD

PRÄSENTATION 102: Energieeffizienzlabels: Transparenz für den Konsumenten (4 Folien)
102

4.3.1 Energieeffizienzlabel für Fahrzeuge: Ein Negativbeispiel aus Deutschland
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4.4 Nachhaltiger Konsum: Zertifizierungssysteme als Hilfe zur Kaufentscheidung

! Auf der UN-Umweltkonferenz in Rio wurde 1992 die Agenda 21 verabschiedet. Aus dieser Vereinbarung ging der Begriff des 
nachhaltigen Konsums hervor. Unter anderem wurde die „Veränderung von Konsumgewohnheiten“ gefordert. Die unter-
zeichnenden Nationen einigten sich auf die Entwicklung von Maßnahmen zur gezielten Auseinandersetzung mit nachhalti-
gen Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten, um eine Veränderung derselben zu entwickeln.

Der Blaue Engel (umgangssprachlich auch Blauer Umweltengel) 
ist ein seit 1978 in Deutschland vergebenes Umweltzeichen für 
besonders umweltschonende Produkte und Dienstleistungen. 
Dieses Zertifikat hat seinen Ursprung im Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen, UNEP (United Nations Environment Pro-
gramme). Im Jahr 2013 trugen rund 11.700 Produkte und Dienst-
leistungen in etwa 125 Produktkategorien den Blauen Engel. 

Das EU-Ecolabel dient als grenzüberschreitendes Umweltgüte-
siegel, das im gemeinsamen europäischen Markt als einheitliche 
Kennzeichnung für umweltfreundliche Produkte und Dienstleis-
tungen dient. Es wurde 1992 von der Europäischen Kommission 
ins Leben gerufen. Die Erarbeitung der Richtlinien zur Vergabe 
des Ecolabels erfolgt in Zusammenarbeit mit den EU-Mitglieds-
staaten. 

In Österreich ist die zuständige Stelle das Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft. Heu-
te ist bereits eine Vielzahl von Produkten und Dienstleistungen 
mit dem Europäischen Umweltzeichen zertifiziert. Die Anzahl an 
ausgezeichneten Produkten und Dienstleistungen wächst stän-
dig. Um für den Umweltschutz vorbildliche Produkte zu kenn-
zeichnen, hat das Österreichische Umweltministerium 1990 das 
Umweltzeichen ins Leben gerufen. Im Jahr 2013 waren bereits 
über 2.500 Produkte mit diesem Gütesiegel ausgezeichnet. Sie 
alle sind garantiert umweltverträglich und vorwiegend regiona-
ler Herkunft. 

Das Angebot umfasst Produkte aus den Bereichen Bauen und 
Wohnen, Haushalt und Reinigung, Garten, Büro, Papier und 
Druck, grüne Energie sowie nachhaltige Finanzprodukte. In der 
Kategorie Grüne Energie waren 2013 bereits weit über 400 Heiz-

kessel vertreten. Doch auch für Tourismusbetriebe ist das Um-
weltzeichen von starker Bedeutung. Derzeit gibt es in Österreich 
rund 240 Betriebe (über 24.000 Betten), die dieses österreichi-
sche Gütesiegel tragen. 

Umwelt- und sozialverträglich hergestellte Produkte zu kau-
fen, kann politischen Einfluss ausüben. Ein bekanntes Beispiel 
für die globale Dimension von Kaufentscheidungen sind die 
Bemühungen zum fairen Handel. Verbraucher unterstützen mit 
ihrem Kauf kleinere Erzeuger aus Entwicklungsländern. Durch 
die etwas höheren Preise für fair gehandelte Güter werden an-
gemessene Löhne und gerechtere Arbeitsbedingungen möglich 
gemacht. Produkte, die alle Kriterien des fairen Handels erfüllen, 
werden mit einem Gütesiegel gekennzeichnet. Anfangs befanden 
sich nur Kaffee und Kakao im Fair-Trade-Programm, das Ange-
bot weitete sich aber schnell auf Obst und andere Lebensmit-
tel aus. Heute werden auch andere Produkte, wie zum Beispiel 
Kleidung, mit dem Fair-Trade-Label gekennzeichnet, sofern ent-
lang der Produktkette die Kriterien von angemessenen Löhnen 
und gerechten Arbeitsbedingungen erfüllt werden. In Österreich 
tragen heute mehr als 800 Produkte das Fair-Trade-Gütesiegel; 
70 % dieser Produkte stammen zusätzlich aus einem biologi-
schen Anbau.

ABBILDUNG 347: EU-Ecolabel, UN-Umweltsiegel, Umweltzeichen Österreich 
QUELLE: Europäische Kommission, UN, BMLFUW

ABBILDUNG 348: Fair-Trade-Gütesiegel - BILD: www.fairtrade.at

www.fairtrade.at
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4.4.1 Labels für biologisch erzeugte Lebensmittel

Die Begriffe „Bio“, „Biologische Landwirtschaft“, „aus kontrol-
liert biologischem Anbau“ und „Öko“ sind durch EU-Recht inter-
national geschützt. Produkte, die mit diesen Begriffen versehen 
werden, müssen daher zwingend bestimmte Kriterien erfüllen. 
Produkte aus biologischer Landwirtschaft dürfen nicht gentech-
nisch verändert sein und werden ohne Einsatz konventioneller 
Pestizide, Kunstdünger oder Abwasserschlamm angebaut. Tieri-
sche Bio-Produkte stammen von Tieren, die artgerecht gehalten 
werden. Die Produkte dürfen sind nicht ionisierend bestrahlt und 
müssen weniger Lebensmittelzusatzstoffe als konventionelle Le-
bensmittel enthalten. Sie dürfen aber auch bis zu 30 % nicht 
ökologisch erzeugte Zutaten enthalten.

Die Beschreibung Bio sowie das europäische Biosiegel kenn-
zeichnen Produkte, die mindestens den Anforderungen der 
EU-Öko-Verordnung genügen. Darüber hinaus gibt es private 
Label; die erweiterte, teilweise strengere Anforderungen stel-
len. Für Lebensmittel gibt es nicht nur europaweit eine Vielzahl 
von Labels – neben etlichen nationalen Zertifizierungssyste-
men besitzt in Österreich fast jede Supermarktkette ihr eigenes 
Zertifizierungssystem. Verbraucherschützer fordern daher eine 
Vereinheitlichung der Systeme, um die Vergleichbarkeit zu ge-
währleisten.

Das staatliche österreichische Biosiegel wird von der Agrarmarkt 
Austria (AMA) verwaltet und kontrolliert. Dabei gibt es ein rot-
weiß-rotes Siegel, das auch die Herkunft aus Österreich sicher-
stellt, sowie ein schwarz-weißes Biosiegel ohne Ursprungsga-
rantie. Neben den Basisanforderungen der EU-Bioverordnung 
müssen Produkte, die diese Siegel tragen, zusätzliche Anforde-
rungen des Österreichischen Lebensmittelbuches erfüllen. Ein 
weiteres wichtiges nationales Biosiegel ist das der BIO Austria, 
die etwa 70 % der rund 20.000 Biobauern Österreichs und zahl-
reiche heimische Bio-Verbände vertritt.

4.4.2 Nachhaltigkeitszertifizierungen für Kleidung und Textilien

Auch im Non-Food-Bereich gibt es zahlreiche Zertifizierungs-
systeme, die nachhaltige Produkte kennzeichnen. Dabei werden 
dem Produkt, je nach Zertifizierungssystem, sowohl ökologische 
als auch soziale Anforderungen abverlangt. Ein weitverbreite-
tes Zertifizierungssystem ist das Textilsiegel Global Organic 
Textile Standard (GOTS). Die Anforderungen richten sich nach 
Standards internationaler Arbeiterorganisationen. Textilien, die 
dieses Label tragen, müssen zu 90 % aus Naturfasern bestehen, 
die zu 70 % aus Bio-Landwirtschaft kommen. Kinderarbeit, Dis-
kriminierung und Zwangsarbeit sind nicht erlaubt, während ge-
rechte Löhne, Arbeitsschutz und Versammlungsfreiheit gegeben 
sein müssen. Noch strengere Auflagen werden an das Gütesiegel 
BEST des internationalen Verbands der Naturtextilwirtschaft 
(iVN) gestellt. Spezielles Augenmerk wird bei diesem Zertifizie-
rungssystem auch auf die Produktion gelegt; Die Verwendung 
von Umweltgiften oder gefährlichen Substanzen in der Herstel-

lung von Textilien ist verboten oder nur sehr eingeschränkt zu-
gelassen.

ABBILDUNG 349: Nachhaltigkeitsgütesiegel für Textilien, GOTS und BEST 
QUELLE: GOTS, iVN

ABBILDUNG 350: Internationale Biosiegel: EU-Biosiegel, Deutschland, Schweiz, 
und Holland - QUELLE: Europäische Kommission, Bundesanstalt für Landwirtschaft, 

Biosuisse, Stichting EKO-Keurmerk

ABBILDUNG 351: Österreichische Bio-Siegel, AMA mit und ohne Ursprungsan-
gabe, BIO Austria - QUELLE: AMA, BIO Austria
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4.4.3 Nachweis für biobasierte Kunststoffe

ABBILDUNG 352: Label biobasierte Kunststoffe DIN CERTCO (Deutschland) und 
VINCOTTE (Belgien) - QUELLE: DIN CERTCO, VINCOTTE

ABBILDUNG 353: Label kompostierbare Kunststoffe Seeding European Biopla-
stics und VINCOTTE - QUELLE: European Bioplastics, VINCOTTE

Als Biokunststoff werden Kunststoffe bezeichnet, die auf Basis von nachwachsenden Rohstoffen erzeugt werden. In Europa werden 
dafür zwei Zertifizierungssysteme gelistet, die sich beide nach der europäischen Norm richten. In Deutschland ist DIN CERTCO, in 
Belgien VINCOTTE für die Prüfung, Zertifizierung und Labelvergabe zuständig.

Nach einer alternativen Definition sind Biokunststoffe alle biologisch abbaubaren Kunststoffe, die unabhängig von ihrer Rohstoff-
basis alle Kriterien zum Nachweis der biologischen Abbaubarkeit und Kompostierbarkeit von Kunststoffprodukten erfüllen. Während 
die erste Definition nicht oder nur schwer abbaubare Kunststoffe auf Basis nachwachsender Rohstoffe einschließt, werden diese 
nach der zweiten Definition ausgeschlossen und biologisch abbaubare Kunststoffe auf Mineralölbasis mit eingeschlossen.

4.4.4 Holz aus nachhaltiger Holzwirtschaft

Die Wald- und Holzzertifizierung geht vor allem auf die Abhol-
zung der Urwälder in Nord- und Südamerika zurück. Auf globaler 
Ebene haben sich in der Folge vor allem zwei Systeme zur Zerti-
fizierung von Holz und Holzprodukten am Markt etabliert. Durch 
die Kennzeichnung der Holzprodukte mit dem jeweiligen Logo 
soll dem Konsumenten versichert werden, dass das darin ver-
arbeitete Holz aus nachhaltiger Waldbewirtschaftung stammt.

Wesentlicher Inhalt einer Waldzertifizierung ist es, die Nachhal-
tigkeit der Waldnutzung nach vorgegebenen Prinzipien, Kriterien 
und Indikatoren von unabhängigen Organisationen prüfen und 
bestätigen zu lassen. Ein System zur Waldzertifizierung wurde 
vom WWF mit dem Ziel entwickelt, die Vernichtung der Urwälder 
zu stoppen und damit die indigenen Völker zu retten. Dazu wur-
de der sogenannte Weltforstwirtschaftsrat (Forest Stewardship 
Council, FSC) mit dem gleichnamigen Zertifizierungssystem FSC 
gegründet.

Die Ziele für eine Zertifizierung der europäischen Wälder un-
terscheiden sich grundsätzlich vom Zertifizierungssystem, das 
für den Schutz der Regenwälder entwickelt wurde. Europäische 
Wälder müssen im herkömmlichen Sinn nicht „gerettet“ werden. 
Österreich und Europa weisen seit Jahrzehnten eine wachsende 
Waldfläche und steigende Holzvorräte auf. Nach den Forstge-
setzen in den europäischen Staaten besteht zudem eine Wie-
derbewaldungspflicht. Um den gewachsenen Strukturen und der 
Situation der europäischen Waldbewirtschaftung gerecht zu 
werden, wurde ein weiteres Zertifizierungssystem entwickelt. 

Die ursprüngliche Pan European Forest Certification (PEFC) wur-
de nach dem Beitritt nicht europäischer Länder auf Programme 
for the Endorsement of Forest Certification geändert. Mittler-
weile hat sich PEFC zum weltweit größten Zertifizierungssystem 
entwickelt, in 35 Ländern erfolgt eine Umsetzung nach natio-
nalen PEFC-Systemen. Im öffentlichen Beschaffungswesen wer-
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den heute grundsätzlich beide Zertifizierungssysteme gelistet. 
Die beiden Labels beziehen sich nicht nur auf die Zertifizierung 
der Wälder, sondern auch auf Holzprodukte. Der Weg des Hol-
zes wird dabei lückenlos vom Wald bis hin zum Endprodukt quer 
über die gesamte Verarbeitungskette nachverfolgt.

TEXT 11: Gutes Leben im post-fossilen Zeitalter (5 Seiten)

PRÄSENTATION 103: Verschiedene Labels für nachhaltige 
Produkte (19 Folien)

ABBILDUNG 354: Nachhaltigkeitsgütesiegel für Waldbewirtschaftung,  
QUELLE: FSC, PEFC

11

103
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